
 

 

Gemeinde Kraftsdorf 

Flächennutzungsplan, Entwurf 

 

 

Aus den Beteiligungsverfahren (§ 3 Abs. 2 / § 4 Abs. 2 BauGB) zum Vorentwurf liegen folgende 
umweltbezogenen Stellungnahmen vor: 

 

- Landratsamt Greiz gem. Stellungnahme vom 12.08.2024 

- Thüringer Landesverwaltungsamt gem. Stellungnahme vom 18.07.2024 

- Thüringer Landesamt für Landwirtschaft und Ländlichen Raum gem. Stellungnahme vom 
11.06.2024 

- Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz vom 25.06.2024 

- Die Autobahn GmbH des Bundes vom 03.07.2024 

- Landesjagdverband Thüringen e. V. vom 18.06.2024 

- Gewässerunterhaltungsverband Weiße Elster/Saarbach vom 19.06.2024 

- Bürger 1 vom 02.06.2024 

- Bürger 2 vom 27.06.2024 

 







Redaktioneller Hinweis:

Auf S. 51 der Begründung heißt es, dass im Gebiet der Gemeinde Kraftsdorf keine Anlagen zur
Nutzung der Windenergie existieren. Es sollte hier konkretisiert werden, dass im Plangebiet keine
Anlagen zur Nutzung der Windenergie „mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern" existieren.

Geplante Wohnbauflächen

Im Vorentwurf werden in Bezug auf den Planungshorizont 2040 zusätzliche Wohnbauflächen
ausgewiesen, die den prognostizierten Bedarf weit überschreiten. Aus immissionsschutzrechtlicher
Sicht wird es generell nicht befürwortet, zusätzliche Wohnbauflächen dort zu schaffen, wo die
Wohnnutzung unweigerlich an landwirtschaftliche Nutzflächen oder gewerblich geprägte Bereiche
heranrückt, wenn der Wohnraum zu weiten Teilen auch innerhalb bestehender Baulücken
verfügbar ist. Die Begründung zur Neuausweisung in dem geplanten Umfang ist deswegen nicht
plausibel. Es sollte bedacht werden, dass die Ausweisung von immer mehr Wohnbauflächen an
den Randlagen der Siedlungen unweigerlich dazu führt, dass die Wohnnutzung immer mehr in
überwiegend landwirtschaftlich geprägte Bereiche vordringt und so Nutzungskonflikte generell
begünstigt werden. Dies sollte bei der Planung kritisch hinterfragt und diese ggf. entsprechend
angepasst werden.

Im Vorentwurf werden 7 Flächen für eine zusätzliche Wohnbebauung ausgewiesen (Fläche W1 bis
W7). Diese sollen sukzessiv entsprechend dem Bedarf entwickelt werden.

Von der Ausweisung der Fläche W1 („Schulberg", OT Oberndorf) auf einer Fläche von 1,24 ha
wird abgeraten. Die geplante Wohnnutzung rückt dadurch weiter an die BAB 4 sowie die entlang
der BAB 4 geplanten Sondergebietsflächen Photovoltaik heran. Nutzungskonflikte werden
begünstigt. Außerdem ist die dort bestehende Bebauung laut Planzeichnung als gemischte
Baufläche dargestellt. Es erschließt sich nicht, weshalb hier mit Wohnbauflächen ein
Siedlungsabschluss erreicht werden soll. Soll an der Fläche W1 festgehalten werden, wird
empfohlen, diese deutlich zu verkleinern.

Die Fläche W2 („Mühlweg", OT Oberndorf) erscheint überdimensioniert und birgt Nutzungskonflikte
zwischen Wohnnutzung und Landwirtschaft. Unmittelbar südöstlich anschließend befinden sich
landwirtschaftliche Hallen und Gebäude im Bestand. Dort wurde zuletzt eine
immissionsschutzrechtlich nicht genehmigungsbedürftige Schweinemastanlage betrieben. Der
Abstand zwischen dieser Tierhaltungsanlage und der geplanten Fläche W2 liegt sehr weit unter
100 m. Gemäß Ziffer 5.4.7.1 der TA Luft ist zwischen Anlagen zum Halten oder zur Aufzucht von
Nutztieren ein Abstand von 100 m von der Außenkante des Stalls bzw. der Begrenzung der
Auslauffläche zur nächsten vorhandenen oder in einem Bebauungsplan festgesetzten
Wohnbebauung einzuhalten. Auf ein Heranrücken von Wohnbebauung und dementsprechend der
Ausweisung der Fläche W2 sollte aus diesem Grund verzichtet werden.

Süd/ südwestlich der geplanten Fläche W4 („Erlbach", OT Niederndorf) befinden sich
Gewerbestandorte. In der Vergangenheit wurde dort in einer Stallanlage eine
immissionsschutzrechtlich nicht genehmigungsbedürftige Schweinemastanlage betrieben.
Während des Betriebs gab es eine gehäufte Beschwerdelage. Auch wenn die Anlage nach
Kenntnisstand der unteren Immissionsschutzbehörde aktuell nicht betrieben wird, liegt die geplante
Fläche W4 fast in direkter Hauptwindrichtung dieser Tierhaltungsanlage, sodass generelle
Nutzungskonflikte begünstigt werden. Zudem beträgt der Abstand zwischen der
Tierhaltungsanlage und der geplanten Fläche W4 deutlich weniger als 100 m. Gemäß Ziffer 5.4.7.1
der TA Luft ist zwischen Anlagen zum Halten oder zur Aufzucht von Nutztieren ein Abstand von
100 m von der Außenkante des Stalls bzw. der Begrenzung der Auslauffläche zur nächsten
vorhandenen oder in einem Bebauungsplan festgesetzten Wohnbebauung einzuhalten. Im
Ergebnis wird die Fläche W4 abgelehnt.
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Gegen die Flächen W3 („Goldborn", OT Kraftsdorf), W5 („Rüdersdorf Süd", OT Rüdersdorf),
W6 („Die Selige", OT Töppeln) und W7 („Mühlsdorf-Süd", OT Mühlsdorf) bestehen aus
immissionsschutzrechtlicher Sicht keine grundlegenden Einwände.

Geplante gemischte Bauflächen

Gegen die geplante Fläche M4 („Niederndorf-West", OT Niederndorf) bestehen nur dann keine
Einwände, wenn auf die Ausweisung von W4 („Erlbach", OT Niederndorf) verzichtet wird. Auf die
o.g. Ausführungen wird verwiesen.

Gegen die Flächen M1 („Hinterm Seniorenheim", OT Harpersdorf), M2 („Harpersdorf-Südost", OT
Harpersdorf), M3 („Tesse", OT Harpersdorf), M5 („Kaltenborn", OT Kaltenborn) sowie M6
(„Pörsdorf', OT Pörsdorf) bestehen keine generellen Einwände.

Gewerbliche Bauflächen

Im FNP sollen neben bestehenden Gewerbestandorten zwei weitere geplante gewerbliche
Bauflächen dargestellt werden.

Die geplante Fläche G 1 („An den Pechgelängen", OT Oberndorf) umfasst auch bestehende
Einzelbebauungen (Wohnhäuser). Dies kann zu Nutzungskonflikten führen. Es sollten hier
Standortalternativen geprüft werden.

Eine zusätzliche gewerbliche Baufläche soll laut FNP südlich der Rüdersdorfer Agrar GmbH östlich
von Rüdersdorf entwickelt werden (Fläche G2 „Rüdersdorf-Ost", OT Rüdersdorf). Auf Seite 43
heißt es, dass der Standort u.a. wegen der „geringer] Beeinträchtigung umweltschutzrelevanter
Belange" ausgewählt wurde. Diese Aussage ist nicht plausibel, da auf dem Gelände der
Rüdersdorfer Agrar GmbH (Rüdersdorf Nr. 99 D) auch die Fa. Schick GmbH + Co. KG mit
Hauptsitz in Vaihingen/Enz ansässig ist. Die Fa. Schick GmbH + Co. KG betreibt am Standort
Rüdersdorf eine Anlage nach Nr. 9.3.1 des Anhang 1 der 4.BlmSchV (Lager für unter Druck
verflüssigte Gase) und stellt einen Betriebsbereich im Sinne des § 3 Abs. 5a BlmSchG dar, der
den Grundpflichten der 12. BlmSchV unterliegt. Die neu geplante gewerbliche Baufläche liegt
vollständig innerhalb des angemessenen Sicherheitsabstandes um den Ereignisort eines
möglichen Störfallereignisses (565 m ab Ereignisort). Der Vorentwurf macht bisher weder
allgemeine Aussagen noch flächenbezogene Betrachtungen zum Thema Störfall; dies ist zu
ergänzen. Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung sollte die Wechselwirkung zwischen der
heranrückenden gewerblichen Bebauung und dem bestehenden Betriebsbereich der Fa. Schick
GmbH + Co. KG in den Grundzügen betrachtet und dargestellt werden und wenn nötig,
Maßnahmen abgeleitet werden.

Redaktioneller Hinweis:

Auf S. 42 der Begründung, 3. Absatz heißt es "Die Gemeinde Kraftsdorf verfügt gegenwärtig über
die zwei folgenden als Gewerbegebiete dargestellten Baugebiete." Basierend auf dem Folgesatz
müsste es heißen; „. . .die drei folgenden . ...".

Geplante Sonderbauflächen Solar

Die entlang der BAB4 geplanten Sonderbauflächen PV-Freiflächenanlagen (S01) begegnen
keinen generellen Bedenken. Die Standortauswahl ist nachvollziehbar und sinnvoll. Da, wo
Siedlungsbereiche tangiert werden, sollten im Umweltbericht jedoch Betrachtungen hinsichtlich
Blendwirkungen ergänzt werden. Wie bereits weiter oben ausgeführt, sollten darüber hinaus die
Sonderbauflächen im Bereich des Windvorranggebiets W6 ausgespart werden.

Ein weiteres Sondergebiet Solar (S02) ist westlich von Kaltenborn/ südlich von Harpersdorf
geplant. Gegen die Standortwahl bestehen keine generellen Einwände, da die nächsten
Siedlungsbereiche sehr weit entfernt sind.
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1. Die Gewässer und wasserwirtschaftlichen Schutzgebiete (Überschwemmungsgebiet und
Trinkwasserschutzgebiet) wurden korrekt in den Plan übernommen.

2. Das laut Tabelle 24, S.66 im Landschaftsplan formulierte Entwicklungsziel „Renaturierung
aller veränderten Abschnitte der Bäche (Rückbau der Befestigungen, Anlage von
Gewässerrandstreifen mit Gehölzen), um eine längere Wasserretention im Gebiet zu
erhalten und damit zur Grundwasserneubildung beizutragen" soll im FNP mit dem Schutz
und der Entwicklung der Auen mit ihren Gewässern und der entsprechenden Darstellung
Berücksichtigung finden. In der Plandarstellung finden sich bisher jedoch kaum
entsprechende Flächenausweisungen.

3. Die auf Seite 66 in Tabelle 24 im Abschnitt Wasser aufgeführte Ausweisung der direkt an
die Gewässer angrenzenden Bereiche als Flächen für Wiesen und Weideland sowie als
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft kann so im Plan nicht nachvollzogen werden. Hier sind die entsprechenden
Bereiche nur selten dahingehend ausgewiesen. In den außerörtlichen Abschnitten ist hier
die Darstellung als „Flächen für Landwirtschaft" dominant.

4. In Tabelle 24, S.66 wird als Entwicklungsziel aus dem Landschaftsplan die
Abwasserreinigung in den FNP übernommen. Neben der Behandlung von Schmutzwasser
sollte aber auch der Umgang mit dem von versiegelten Flächen gesammelt abfließenden
Niederschlagswasser, welches ebenfalls Abwasser darstellt, zwingend betrachtet werden.
Im FNP werden in nicht geringem Umfang neue Bauflächen im Außenbereich
ausgewiesen. Dies wird zwangsläufig zu einer Zunahme an versiegelten Flächen und damit
zu erhöhten Mengen an Oberflächenabfluss führen. Aufgrund der in den Ortslagen dichten
Bebauung entlang der Fließgewässer sind Kraftsdorf und auch die unterstrom liegenden
Gemeinden einem generell hohen Hochwasserrisiko ausgesetzt. Durch die zunehmende
Versiegelung wird diese Gefahr gerade im Hinblick auf die zunehmende Anzahl und
Intensität von Starkniederschlagsereignissen verstärkt. Gegenmaßnahmen sind im Bericht
nicht zu finden. Er enthält keinerlei Aussagen wie mit dem anfallenden Niederschlagwasser
umgegangen werden soll. In der weiteren Planung sind hier Wege aufzuzeigen wie das
Regenwasser vor Ort zurückgehalten werden kann und gegebenenfalls entsprechende
Flächen auszuweisen.

5. Die Festlegungen der im Rahmen der Umsetzung der EG-Wasserrahmenrichtlinie erstellten
Gewässerrahmenpläne finden keinen Eingang in den FNP bzw. sind weder textlich noch in
der Plandarstellung explizit erwähnt. Die Planungen von Ausgleichsmaßnahmen an
Gewässern sowie die Ausweisungen von Nutzungen am Gewässer sollten sich aber an
den Festlegungen des Maßnahmenplans orientieren. Dieser ist behördenverbindlich und
daher entsprechend zu berücksichtigen.

Hinweise:

Unter Punkt 2. - Übergeordnete Planungen wird auf Seite S. 15 in Tabelle 1 unter
„Hochwasserschutz" erläutert, was Vorbehaltsgebiete Hochwasserschutz sind. Am Erlbach und
Saarbach sind im Regionalplan jedoch nur Vorranggebiete ausgewiesen. Bei deren Abgrenzung
werden die Uberflutungsgrenzen eines Hochwasserereignisses zugrunde gelegt, mit dem
durchschnittlich einmal in einhundert Jahren (HQ100) zu rechnen ist und nicht wie bei
Vorbehaltsgebieten einmal in 200 Jahren (HQ200).

Hinsichtlich der Darstellung der Flächen für Anlagen Abwasserbeseitigung ist das aktuelle
Abwasserbeseitigungskonzept des Zweckverbandes Wasser/Abwasser „Mittleres Elstertal" zu
berücksichtigen. Neben Kläranlagen sind auch Pumpwerke und Regenrückhaltebecken (auch
geplante) darzustellen.
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Sondergebiet Solar Kaltenborn

Bei einem 50,1 ha großen Solargebiet ist in der Begründung das Klima als wichtiger Belang des
Umweltschutzes zu berücksichtigen und darzustellen (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB). Wobei hier
insbesondere die Auswirkung auf das Lokalklima zu berücksichtigen ist, da es unabhängig von der
Bauweise der Module in jedem Fall zu einer Entstehung von Wärmeinseln und somit einer
Beeinträchtigung der mikroklimatischen Verhältnisse kommt.

Im Regionalen Klimainformationssystems (ReKIS, 2019) ist der Bereich als
Kaltluftentstehungsgebiet sowie teilweise als Kaltluftentstehungsgebiet mit Belüftungspotential
dargestellt. Die Kaltluftentstehungsflächen mit Belüftungspotential sind für die Kaltluftversorgung
urbaner Belastungsgebiete wichtig. Auch in Abb. 10 des Flächennutzungsplans
„KIJmabewertungskarte der Thüringer Klimaagentur für das Plangebiet" (S. 78) wird der Bereich
entsprechend dargestellt.

Wichtig ist bei der weiteren Planung auch die Berücksichtigung der Schutzgüter Landschaftsbild
und Arten. Es kommt hier zu einer großflächigen technogenen Uberprägung direkt angrenzend an
das „Naherholungsgebiet Tesse". Ob das geplante Sondergebiet vom Naherholungsgebiet
überwiegend nicht einsehbar sein wird, muss bei einer weiteren Planung zum Beispiel über eine
Sichtraumanalyse präzisiert werden. Denkbar ist auch eine optische Beeinträchtigung der sich in
der Nähe befindlichen Orte.

Gemäß den Ausführungen auf S. 93 erfolgt hier keine Unterbrechung von
Biotopverbundstrukturen. Die Realisierung des Vorhabens führt jedoch zu einer zusätzlichen
Trennwirkung zu den östlich gelegenen Waldflächen um Kaltenborn. Bei der
Flächennutzungsplanung sollte hier weniger ein Sondergebiet „Solar", sondern vielmehr überprüft
werden, ob Biotopverbundflächen in Richtung Kaltenbom umgesetzt werden können.

Im Plangebiet können über § 35 Abs. 1 Nr. 8 b BauGB bereits großflächig
Photovoltaikfreiftächenanlagen gebaut werden. Bei Umsetzung führt dies bereits zu einem
enormen Eingriff in das Schutzgut Landschaftsbild. Aufgrund dessen sollte auf das „302 -
Photovoltaik-Freiflächenanlage Kaltenborn" komplett verzichtet werden.

Integration des Landschaftsplans/ Maßnahmen

Bei der Aufstellung eines Flächennutzungsplans (FNP) müssen in der Abwägung gem. § 1 Abs. 6
Nr. 7g BauGB die Darstellungen des Landschaftsplans berücksichtigt werden (vgl. auch § 11 Abs.
3 BNatSchG). Im Vorentwurf des FNP der Gemeinde Kraftsdorf wurden nur die
planungsrelevanten Aussagen in die Abwägung eingestellt. Entsprechend den Darstellungen auf
S. 65 der Begründung werden aufgrund des Alters des Landschaftsplans Maßnahmenvorschläge,
wie z. B. Hinweise auf die Sanierung von Altlasten, zur Pflanzung von Immissionsschutzhecken,
Einzelbäumen und Baumreihen sowie Maßnahmen zur Minderung ökologischer Trennwirkungen
an Straßen auf dieser Planungsebene nicht mit in das Verfahren einbezogen. Aus Sicht der
unteren Naturschutzbehörde werden hier die Darstellungen des Landschaftsplans ungenügend
berücksichtigt. Es besteht die Gefahr, dass wichtige naturschutzfachliche Ziele und
Entwicklungspotenziale wie z. Bsp. die Förderung von Biodiversität und die Förderung des
Biotopverbundes im Gemeindegebiet keine Relevanz finden. Die nicht integrierten
Maßnahmenvorschläge sind u. a. wichtig für die Biotopvernetzung zwischen den einzelnen
Waldflächen, um einer Isolation von Artengruppen (z. Bsp. durch Trennwirkung von Straßen und
großen Ackerflächen) und der damit verbundenen genetischen Verarmung entgegen zu wirken.

Im weiteren Verfahren sind alle Vorschläge des Landschaftsplans auf Eignung als Flächen
für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft (vgl. S. 68) zu prüfen und entsprechend darzustellen.
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In den weiteren Ausführungen wird exemplarisch auf zwei Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (rote und blaue T-Signatur) eingegangen.

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (rote
und blaue T-Signatur)

1. Östlich von Niederndorf gibt es eine feste Amphibienleiteinrichtung (s. rote Markierung in
der Abbildung). Dabei handelt es sich um eine Kompensationsmaßnahme des Thüringer
Landesamtes für Bau und Verkehr (TLBV), welche nicht im EKIS erfasst wurde. Der
Bereich ist mit der blauen T-Signatur als „Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung ..." darzustellen und sollte zusätzlich mit einem Hinweis
„Amphibienleiteinrichtung" versehen werden.
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Abb.: Standort der festen Amphibienleiteinrichtung bei Niederndorf

2. Das Flächennaturdenkmal „Orchideenhang Kaltenborn" und der Geschützte
Landschaftsbestandteil „Kirchtal" bei Kraftsdorf grenzen unmittelbar an Ackerflächen an,
was aufgrund von Nährstoffeinträgen ungünstig ist. Hier könnten Pufferzonen (Grünland,
Heckenpflanzungen) entwickelt werden, indem „Flächen zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft" ausgewiesen werden. Diese Flächen können als Flächenpool für
Ausgleichsmaßnahmen oder zum Ausgleich geplanter Eingriffe genutzt werden.

Oberflächengewässer

Darstellungen zur Renaturierung von Fließgewässern (S. 53) werden ausdrücklich befürwortet. Sie
entsprechen unter anderem dem Ziel des § 1 Abs. 3 Nr. 3 BNatSchG, wonach Hochwasserschutz
auch durch natürliche oder naturnahe Maßnahmen zu erfolgen hat. Hinsichtlich dem Umfang der
geplanten Maßnahmen wird auf die Ausführungen der unteren Wasserbehörde Punkt 2 und 3
verwiesen.

Umweltbericht

In Tabelle 22 „Auswirkungen der Darstellung im Flächennutzungsplan auf Natur und Landschaft i.
S. d. naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung" (S. 63) wird dargestellt, dass die Aufforstung von
Grünland zu einer Verbesserung der Umweltbedingungen führt. Das ist nicht pauschal richtig, da
die Aufforstung z. Bsp. von naturschufcsfachlich wertvollen Grünland-Biotoptypen wie Flachland-
Mähwiesen, auch zu einer Verschlechterung der Umweltbedingungen (hier: speziell der
Biodiversität) führen kann. Im Falle der dargestellten Aufforstungsfläche westlich von Töppeln ist
die Grünfläche zumindestens nicht als gesetzlich geschütztes Biotop kartiert. Die Fläche ist It.

Seite 9 von 11



Luftbild bereits ungefähr zur Hälfte mit Gehölzen bewachsen, so dass sich der Biotoptyp hier nur
teilweise ändert.

Tabelle 30: Standortprüfung zu den geplanten Bauflächen und deren potentielle Auswirkungen auf
Natur und Landschaft (S. 87)

W 1 - Oberndorf „Schulberg": Der Einschätzung, dass das Landschaftsbild nur in geringem
Umfang beeinträchtigt wird, kann nicht gefolgt werden. Momentan wird der Bereich von
relativ extensiv bewirtschaftetem Grünland und Gehölzen dominiert. Eine dichte Bebauung,
welche aus anderen Gründen wünschenswert ist, würde zu einer nachhaltigen
Veränderung und damit Beeinträchtigung des Landschaftsbildes führen.

W 2 - Oberndorf, „Mühlweg": Die Planung führt entgegen der Darstellungen nicht zu einer
Abrundung des Siedlungsbereiches. Die sich südlich anschließende Stallanlage zählt nicht
zum Siedlungsbereich. Durch die Planung würde eine Streuobstwiese (gesetzlich
geschützter Biotop nach § 30 BNatSchG) von der Bebauung umschlossen werden. Dies
führt zwar nicht zum Verlust des Biotopstatus, aber der Austausch mit dem Umland würde
maßgeblich beeinträchtigt werden. Zusammen mit dem östlich angrenzenden Hohlweg und
einer weiteren Streuobstwiese ist dieser reich strukturierte Bereich zudem der historisch
gewachsene Abschluss der Bebauung. Außerdem deutet der vorhandene
Grünlandfeldblock auf die Bedeutung der Fläche für die Landwirtschaft hin. Eine Bebauung
der Fläche würde somit direkt zum Entzug von Landwirtschaftsfläche führen. Ein weiterer
indirekter Entzug durch naturschutzrechtliche Kompensationsmaßnahmen kann ebenfalls
nicht ausgeschlossen werden. Gem. § 15 Abs. 3 BNatSchG ist bei der Inanspruchnahme
von Landwirtschaftsfläche für Ausgleichsmaßnahmen auf agrarstrukturelle Belange
Rücksicht zu nehmen.

W 6 - Töppeln, „Die Selige": Das Wohngebiet ist auf Grünland geplant für welches aktuell
ein Feldblock ausgewiesen ist. Das Grünland dient also der landwirtschaftlichen
Produktion. Eine Bebauung der Fläche würde somit direkt zum Entzug von
landwirtschaftlicher Nutzfläche führen. Ein weiterer indirekter Entzug durch
naturschutzrechtliche Kompensationsmaßnahmen kann ebenfalls nicht ausgeschlossen
werden. Dieser Aspekt wird in den Darstellungen nicht erwähnt. (Ergänzender Hinweis: Der
Bereich scheint auf der Abbildung 12 falsch beschriftet zu sein).

W 7 - Mühlsdorf, „Mühlsdorf-Süd": Auch diese Planfläche ist größtenteils als
Grünlandfeldblock ausgewiesen, was bedeutet, dass das ehemalige Gartenland
mittlerweile landwirtschaftlich genutzt wird, mit den unter W 2 und W 6 bereits dargestellten
Konsequenzen. Falls an der Planung festgehalten wird, sollte die Planfläche deutlich
verkleinert werden. Die Wohnbebauung sollte ausschließlich anstelle der noch
bestehenden Gartenhäuser erfolgen.

M 6 - Pörsdorf, „Pörsdorf": Falls die Planfläche entsprechend der Darstellung voll
ausgenutzt wird, führt dies zu einem Verlust aller Gehölze und damit zu einem
vergleichsweise hohen Bedarf an naturschutzrechtlichen Ausgleichsflächen. Zusammen mit
der westlich angrenzenden Streuobstwiese sorgen die Gehölze für die Einbindung der
Gebäude in die Landschaft. Gehen sie im Zuge weitergehender Planungen verloren, wäre
ein Ersatz in unmittelbarer Nähe (z. B. auf der anderen Straßenseite) erforderlich.

G 1 - Oberndorf, „An den Pechgelängen": Wie bereits weiter oben ausgeführt, sind bei
einem Gewerbegebiet dieser Größe auch entsprechende naturschutzrechtliche
Ausgleichsmaßnahmen einzuplanen.

SO 2 - Photovoltaik-Freiflächenanlage Kaltenborn: Es wird auf die Ausführungen weiter
oben verwiesen. Zusätzlich ist anzumerken, dass bei der Betrachtung des
Landschaftsbildes nur auf das Tessetal eingegangen wird. Die Auswirkungen in andere
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Grundanliegen der sparsamen und schonenden Inanspruchnahme der Naturgüter sowie den
räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG).

Dazu im Widerspruch steht die Ausweisung der Fläche SO Photovoltaik-Freiflächenanlagen
westlich von Kaltenborn mit 50,1 ha (s. Abb. 1).

^ -^
ft -'/'

--'; T
.^

/•

 -1
^Tjfe-s;s,e"
I<<Jl<'.
fe Y.^'X'*..
it'-^^^v^.

•^]a^yw
J:^\jr-J'y

\:^.

/
^-s

'it
I2S

?.-<

?\;
;».'

:•••••*
St,e-ie

-^ ,A

^ :l•t B^ ^
AI ^•K^ ,t: ^

s •t.

 f. m
m
m̂
. •;9-

^___A.
—^-

E.'-jDJOtltJ

is^v.
?iii^<v.

ilSJSBE.
M^

._/-.

-->u

'j

—-"-üAis5;£
^^•^'c

X.^Z^K
^7^» '\

/_,'^^y^ -Cra-idccnnana i.tMv»

^"ü ""•"""""""-^
„j/'; '~^f f.lWSCllWl.f^f ,^

.^" ' <y-^-^.

 %S?-..*S
piMiii||y^

'^'"l^^

^^.^..s.^

^ K ä. s e
v

•a
ft

r ^^ V» »NfTC ^,

<*

\

<'-" •:"!1

Sändbeig

Abb. 1 Auszug Planzeichnung Vorentwurf Flächennutzungsplan Gemeinde Kraftsdorf

Die zur Planung vorgesehene Fläche ist im RP-OT als Vorbehaltsgebiet landwirtschaftliche
Bodennutzung (lb-34 Waltersdorf - Kleinsaara - Kaltenborn) sowie eine Teilfläche als Vorbehalts-
gebiet Freiraumsicherung (fs-25 Erlbachtal und Tessetal, Nebentäler, strukturreiche Hänge und
umgebende Wälder) ausgewiesen (s. Abb. 2).
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Jahre zurück, sodass die Verfahren wohl als aufgegeben gelten. Im Rahmen der Flächen-
nutzungsplanung erfolgt eine umfassende Auseinandersetzung mit den, in den nächsten
15 Jahren beabsichtigten Planungen. In diesem Zusammenhang sollten auch die Altplanungen auf
den Prüfstand kommen und ggf. klarstellende Aufhebungsbeschlüsse gefasst werden.

Wohnbauflächenbedarf (Gliederunaspunkt 3.2)

In der Begründung (S. 30, S. 35) wird festgestellt, dass aufgrund einer weiterhin rückläufigen
Bevölkerungsentwicklung (von 3.710 EW im Jahr 2020 zu 3.170 EW im Jahr 2040) „theoretisch
keine weiteren Bauflächen für eine Bebauung im Flächennutzungsplan darzustellen" sind. Wie
bisher seien vom Leerstand in erster Linie Mehrfamilienhäuser betroffen. Soweit kann die
Argumentation nachvollzogen werden. Unter Berücksichtigung der absehbaren künftigen
Bevölkerungszusammensetzung, die durch anwachsende „Überalterung" gekennzeichnet ist,
werden jedoch auch Wohngebäude mit ein bis zwei Wohnungen leer stehen, weil die Bewohner
verstorben oder in eine Form des betreuten Wohnens verzogen sind.

Dem Leerstand kann nur begegnet werden, wenn die Nachnutzung bzw. die Erneuerung der
Bestandsimmobilien von der Gemeinde und ihren Bürgern unterstützt wird. Auf Flächen-
nutzungsplanebene kann dies nur so aussehen, dass auf weitere Flächenneuausweisungen
verzichtet wird, sodass sich der Immobilienmarkt auf den Bestand innerhalb der Ortsteile und
dessen Nachnutzung konzentriert. Geschosswohnungsbauten in zentraler Lage mit
Versorgungsstrukturen (Waren des täglichen Bedarfs, medizinische Versorgung) kommen für den
Umbau zu altengerechtem Wohnen in Frage.

Es ist nicht nachvollziehbar, dass bei einem angenommenen Bedarf von 45 Wohnbaugrund-
stücken innerhalb des Planungshorizontes bis 2040 und allein 38 vorhandenen Wohnbaugrund-
stücken innerhalb der Vorhaben- und Erschießungspläne „Wohnpark Grüna - Bereich HOTEC",
„Wohnpark Grüna - Bereich Schusterhaus" und dem Bebauungsplan „Mühlsdorf West" und
weiteren 5 Bauplätzen in anderen Bebauungsplangebieten zusätzlicher Bauflächenbedarf gesehen
wird.

Der Fokus ist zunächst auf die Ausnutzbarkeit der vorhandenen Baugrundstücke zu legen.

Für alte, nicht oder nicht vollständig vollzogene, Vorhaben- und Erschließungspläne (VEP) wird
darauf hingewiesen, dass bei diesen ein Planungsbedürfnis besteht. Die Durchführung von
Vorhaben in VEP ist daran gebunden, dass ein Vorhabenträger vorhanden ist, der sich zur
Durchführung der Vorhaben innerhalb einer Frist verpflichtet hat. Die zwischen der Gemeinde und
dem Vorhabenträger abgeschlossenen Durchführungsverträge sind seit langen abgelaufen. Ohne
Durchführungsvertrag ist der VEP nicht rechtswirksam (BauGB-Kommentar ErnsV Zinkahn/
Bielenberg/Krautzberger § 12 Rn. 92). Demzufolge ist es der Gemeinde nicht möglich, im
Geltungsbereich von VEP Vorhaben zuzulassen, weil sie dem Durchführungsvertrag
widersprechen. Diesbezüglich ist Rechtsklarheit zu schaffen. Die betreffenden Vorhaben- und
Erschließungspläne können im BauGB- Änderungsverfahren in einen Bebauungsplan umgewidmet
werden. Soweit städtebaulich sinnvoll, besteht auch die Möglichkeit, nicht vollzogene Teilbereiche
nach § 12 Abs. 6 BauGB aufzuheben. Die Aufhebungsabsicht wäre auch im FNP entsprechend
darzustellen.

Bauflächen (Gliederunaspunt 5.2)

Wie unter 5.2 dargelegt, werden Splittersiedlungen außerhalb der im Zusammenhang bebauten
Ortsteile im Flächennutzungsplan nicht als Bauflächen dargestellt. Die Ausweisung von
Splittersiedlungen a/s Baufläche wäre nur städtebaulich gerechtfertigt, wenn eine
Entwicklungsabsicht vorläge. Die Splittersiedlungen sollten als Flächen für die Landwirtschaft oder
Wald dargestellt werden. Mit dieser Darstellung wird zum Ausdruck gebracht, dass das betreffende

Seite 4 von 11



Gebiet trotz vorhandener Siedlungsansätze keiner weiteren baulichen Entwicklung zugeführt
werden soll, etwa Ausweisung eines Wohngebietes durch Bebauungsplan. Es gelten die
Regelungen des § 35 Abs. 4 BauGB über „begünstigte Vorhaben", wonach das Bauen unter den in
Absatz 4 genannten begünstigenden Bedingungen zulässig ist. Im Fall einer erlassenen
Außenbereichssatzung gelten die Zulässigkeitsvoraussetzungen des § 35 Abs. 6 BauGB.

• Die Wohnhäuser Grüna Nr. 7, 8 und 8a im Osten der Ortslage Grüna sind nicht Teil des im
Zusammenhang bebauten Ortsteils. Die Ansiedlung liegt ca. 120 m vom Ortsteil entfernt,
sodass sie für sich genommen eine kleine Splittersiedlung bildet. Für die Splittersiedlung und
die westlich in Richtung Ort gelegene Grünfläche ist die Ausweisung als Fläche für die
Landwirtschaft zweckmäßig. Bei Darstellung als Baufläche wäre die unbebaute Grünfläche als
Baulaulandpotential zu bewerten, da es sich nicht um eine Baulücke handelt.

• Die Ansiedlung an der Klosterlausnitzer Straße (Hs.-Nr: 26, 33, 35, 35a und 36) mit mehreren
Wohnhäusern und einem Betrieb für Holzhandel, Kisten- und- Behälterbau entspricht einer
Splittersiedlung. Die Ausweisung einer gemischten Baufläche ist nicht gerechtfertigt, es sei
denn die Ausweisung stünde im räumlichen Zusammenhang mit weiteren Entwicklungsflächen.

• Die Wohnhäuser Oberndorfer Straße 1, 3,5 und 7 sind nicht teil des im Zusammenhang
bebauten Ortsteils und somit als Siedlungssplitter entsprechend der umgebenden Nutzung als
Fläche für die Landwirtschaft oder Wald darzustellen.
Die Häuser um die „Harpersdorfer Straße 56a und 58" stellen einen Siedlungssplitter dar, der im
Flächennutzungsplan als Fläche für die Landwirtschaft darstellbar ist.
Die Häuser im Hangbereich zwischen Bahnhof Kraftsdorf und Straße der Einheit sowie die
südlich davon gelegene Ansiedlung mit BOWE-Elektrik (Bahnhofstraße 1 bis 3, 5, 7, und die
Bahnhofsgebäude, Straße der Einheit 1, 5, 7 und 8) sind nicht im Zusammenhang bebaut. Die
benannten Gebäude sind auf ca. 6 ha Hang- bzw. Auenfläche verstreut. Sie sind hinsichtlich
ihrer Lage dem bauplanungsrechtlichen Außenbereich zuzuordnen. Das hat zur Folge, dass die
in diesem Bereich befindlichen Bauflächen als Entwicklungsflächen angesehen werden
müssen. Die Baulandausweisung im Hangbereich (Bahnhofstraße und Straße der Einheit 8)
sollte aufgrund des schwierigen Geländes überdacht werden.
Für die Splittersiedlung „Am Gerberg" wurde eine Außenbereichssatzung erlassen. Eine
weitergehende Planungsabsicht besteht nicht und wäre auch nicht begründbar. Demzufolge ist
eine Fläche für die Landwirtschaft darzustellen.
Im Übrigen gelten die Rechtsfolgen des § 35 Abs. 6 BauGB, wonach ein Widerspruch zu den
Darstellungen im Flächennutzungsplan über Flächen für die Landwirtschaft oder Wald
unbeachtlich ist.

Sonstige Bauflächendarstellungen:

•

•

Die im Überschwemmungsgebiet des Erlbachs gelegenen Bauflächen (Bereich Mühlstraße in
Töppeln) sind auf ihre Umsetzbarkeit zu prüfen, denn das Bauen ist dort bereits nach dem
Wasserrecht nur im absoluten Ausnahmefall zulässig. Der Flächennutzungsplan ist in diesen
Bereichen nicht umsetzbar. Tatsächlich nicht bebaute und/oder brachliegende Flächen entlang
des Erlbachs (Teichstraße 3, Mühlstraße 6) und die südlich des Erlbachs gelegenen Flächen
(Mühlstraße 11 und 13) sollten nicht als Bauflächen dargestellt werden, da eine bauliche
Fortentwicklung nicht möglich ist.
Die Bauflächendarstellung in Mühlsdorf vermittelt den Eindruck, dass in den rückwärtigen
Bereichen der ehem. Bauernhöfe eine Bebauung in der 2. Reihe mit Erschließung vom
ortsumgebenen Feldweg aus gewollt ist. Für diese Sichtweise zur Planungsabsicht der
Gemeinde gibt es weder Anhaltspunkte in der Begründung, noch wäre dies städtebaulich
wünschenswert. Die „hinter" den Bauernhöfen liegenden Wiesen und Obstbaumflächen sollten
deshalb als Grünfläche (Ortsrandbildendes Grün) dargestellt werden, in jedem Fall ist der
Bezug zum Feldweg durch Rücknahme der Baufläche zu entfernen.
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Wohnbauflächen (GliederunQspunkt 5.2.1)

Die nachfolgenden Äußerungen beziehen sich auf die Eignung der entsprechenden Flächen als
bauliche Entwicklungsflächen, sie ergehen unabhängig davon, ob für die Flächenausweisungen
auch ein hinreichender Bedarf besteht und somit auf eine Verwirklichung in angemessener Zeit
angelegt sind.

W 1 „Schulberg": Mit der Ausweisung besteht die Möglichkeit, den Ortsrand im Bereich Schulberg
städtebaulich zu fassen und die Bebauung unter Beachtung und Ausnutzung der vorhandenen
Erschließungsbedingungen zu ordnen. Inwieweit die vorhandene, sehr schmale Straße die
Verkehrserschließung für die anvisierten 12 Bauplätze leisten kann, sei zunächst einmal
dahingestellt.

W 2 „Mühlweg": Die Einbeziehung der Fläche W 2 führt nicht zur beabsichtigten „Abrundung" des
Ortsteils, vielmehr führt die Siedlungserweiterung am Rande der Ortschaft zur Entwicklung eines
Annexes. Die vorhandene, situationsbedingte Siedlungsstruktur würde mit dieser
Siedlungserweiterung nicht aufgenommen und fortentwickelt werden. Die Erschließung muss neu
hergestellt werden. Mit der Flächenentwicklung würde zumindest teilweise gegen den Grundsatz
verstoßen, dass landwirtschaftlich genutzte Flächen nur im notwendigen Umfang umgenutzt
werden sollen.

In der Gesamtbetrachtung kann die Notwendigkeit der Bevorzugung dieser Fläche gegenüber
Innenentwicklungen nicht gegründet werden. Die bauliche Entwicklung in diesem Teilbereich ist
mit der noch möglichen Baulückenschließung entlang der Obemdorfer Straße im
Betrachtungszeitraum abgeschossen

W3 „Goldborn": Der Standort bietet sich aufgrund seiner Lage zwischen der zusammenhängenden
Bebauung und dem nördlich gelegenen Bergrücken für eine begrenzte Siedlungsentwicklung an.

Zu Bedenken ist, eine sehr kleine Wohnbaufläche, inmitten von Mischbauflächen dargestellt ist.
Ein selbständig wirksames Wohngebiet kann so nicht entstehen. Zu prüfen ist, ob in der
Umgebung tatsächlich eine durchmischte Bebauung von Wohnen und nicht wesentlich störenden
Gewerbebetrieben vorzufinden/entwickelbar ist, da ansonsten die Darstellung „M" nicht
gerechtfertigt ist. Oder alternativ - ob die W-Fläche besser als gemischte Baufläche dargestellt
werden soll, um ggf. auch als Erweiterungsfläche von benachbarten kleinen Betrieben zu dienen.

W 4 „Erlbach: Zunächst bietet sich die ehemalige Kleingartenfläche am westlichen Ortseingang
von Niederndorf aus städtebaulicher Sicht für eine straßenbegleitende Baulandentwicklung an. Zu
prüfen ist jedoch, ob die Fläche des Erlbachbogens ganz oder teilweise als Retentionsfläche bzw.
Hochwasser-Rückhalteraum geeignet ist oder benötigt wird.

W 6 „Die Seeliqe": Die Baurechtschaffung auf W 6 würde zur besseren Ausnutzung der bereits
vorhandenen Erschließungsstraße führen und somit die Kosten für die Baulanderschließung
geringhalten. Allerdings handelt es sich um eine „Außenentwicklung", die landwirtschaftlich
genutzte Flächen in Anspruch nähme. Der Grundsatz, dass diese nur im notwendigen Umfang
umgenutzt werden sollen, ist in der Abwägung entsprechend zu würdigen. In jedem Fall ist nördlich
des Bebauungsplanes „Steinberg - Die Seelige" eine Verbesserung der Ortsrandbegrünung
erforderlich.

W 7 „Mühlsdorf Süd^: Der Ortsteil Mühlsdorf ist im Osten und im Südwesten der Ortslage bereits
durch mehrere Eigenheimgebiete in einer Gesamtgröße von 5,2 ha geprägt. Die Ortslage selbst
umfasst ca. 8,5 ha Fläche. Damit besteht gegenüber den gewachsenen Baustrukturen bereits ein
sehr hoher Anteil an Neubauflächen. Kommen mit dem Baugebiet ^Mühlsdorf Süd" weitere 1,9 ha
hinzu dominieren „Die Neuen" endgültig. Zudem handelt es sich um eine weitere Außen-
entwicklung, die neu zu erschließen ist. Wächst der Ortsteil weiter an, stellt sich auch die Frage,
inwieweit Infrastrukturen wie Kita, Versorgungsmöglichkeiten, Arzte usw. erforderlich werden, um
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die Attraktivität des Ortsteils so zu erhöhen, sodass sich genügend Bauinteressenten finden. In
dem Zusammenhang ist auch zu hinterfragen, aus welchen Gründen das Interesse von Bauherren
an den noch zur Verfügung stehenden Bauplätzen der anderen Baugebiete nicht weiterbesteht.

Insgesamt wird eingeschätzt, dass es sich um eine nicht gerechtfertigte Neuinanspruchnahme von
Flächen handelt. Die Notwendigkeit der Bevorzugung dieser Fläche gegenüber Innen-
entwicklungen ist nicht darstellbar.

Gemischte Bauflächen (Gliederungspunkt 5.2.2)

Es wird darauf hingewiesen, dass viele der ausgewiesenen Mischbauflächen im derzeitigen
Bestand keiner gemischten Baufläche i. S. d. § 1 Abs. 1 BauNVO entsprechen, weil die hierfür
erforderlichen Nutzungsmischungen nicht vorhanden sind. (Mischgebiete erfordern ein
gleichgewichtiges nebeneinander von Wohnen und Gewerbe. Dorfgebiete erfordern ein
gleichgewichtiges nebeneinander von Wohnen, Gewerbe und landwirtschaftlichen Haupterwerbs-
stellen. Dörfliche Wohngebiete im Bestand gibt es nicht, da nach § 245d BauGB der § 5a BauNVO
keine Anwendung findet (keine faktischen dörflichen Wohngebiete)).

Die in der Begründung beschriebene typische Mischung von Wohnen und Handwerk/Gewerbe
existiert größtenteils nicht bzw. nicht mehr. Für die bauplanungsrechtliche Beurteilung des
Bestandes sind jedoch die tatsächlich ausgeübten Nutzungen entscheidend, nicht die baulichen
Gegebenheiten, die noch auf der ursprünglichen Nutzung beruhen.

Es muss auch unterschieden werden zwischen dem umgangssprachlichen Dorfbegriff, der das
Leben und Arbeiten in ländlicher Umgebung beschreibt und den bauplanungsrechtlichen
Rechtsbegriffen der BauNVO, die hier anzuwenden sind.

Bestehen die Baustrukturen ganz überwiegend aus Ein-und Zweifamilienhäusern, kann häufig eine
Entwicklung zu einem Mischgebiet (MI), Dorfgebiet (MD) oder dörflichen Wohngebiet (MDW)
schon aus baustrukturetlen Gründen nicht stattfinden, weil „nicht wesentlich störende" Gewerbe-
betriebe und/oder Landwirtschaftsbetriebe mehr Raum benötigen. Dann ist die Darstellung als
Wohnbaufläche die einzige sinnvolle Entwicklungs- und Darstellungsmöglichkeit. Die Darstellung
„M" führt dann nicht zu „mehr Flexibilität bei städtebaulichen Planungen" (Begründung S. 39),
sondern verhindert eher erforderliche Entwicklungen, weil der Flächennutzungsplan mit der
Darstellung „M" der Fortentwicklung einer tatsächlich vorhandenen Wohnsiedlung entgegensteht.

Beispiele:
- Harpersdorf: Tesse und westliches Teilstück der Harpersdorfer Str. mit M 1 „Hinterm

Seniorenwohnheim"

- Kraftsdorf: Bereich um W 3 „Goldborn"
- Rüdersdorf: Eigenheimsiedlungen im Westen des Ortsteils zwischen Karl-Verpackungen und

Dorfanger (Rüdersdorf 1 bis 10, 143 bis 196 ohne den am westlichen Ortsrand befindlichen
Gewerbebetrieb), Rüdersdorfer Dorfstraße am nördlichen Ortsrand

- Pörsdorf: gesamte Ortslage einschließlich M 6, ausgenommen von dieser Einschätzung sind
der ehem.-Standort der Agrargenossenschaft (gewerblich gepägt) und die ehem. Bauernhöfe
nördlich und nordöstlich der Kirche (aufgrund der Gebäudestrukturen für die Aufnahme von
gemischter Bebauung geeignet)

Soll ein (dafür geeignetes) Wohnbaugebiet zu einem Mischgebiet entwickelt werden, um die
Ansiedlung von mischgebietstypischem Gewerbe wieder zu ermöglichen, ist neben der Darstellung
einer gemischten Baufläche (M) im Flächennutzungsplan ein entsprechender Bebauungsplan für
ein dörfliches Mischgebiet nach § 5a BauNVO und/oder ein Mischgebiet nach § 6 BauNVO
aufzustellen.
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M 1 „Hinterm Seniorenwohnheim", M2 „Harpersdorf -Südost" und M 3 „Tesse": Die Standorte
bieten sich aufgrund ihrer zentrale Lage innerhalb der Gemeinde Kraftsdorf für eine angemessene
Siedlungsentwicklung an.

Die Eignung für die Entwicklung gemischter Bauflächen wird jedoch nicht gesehen, da die
umgebende Bebauung einem faktischen allgemeinen Wohngebiet entspricht. Nicht in diese
Betrachtung einbezogen werden bauliche Anlagen, die von ihrem quantitativen Erscheinungsbild
oder nach ihrer Qualität völlig aus dem Rahmen der sonst in der näheren Umgebung
anzutreffenden Bebauung herausfallen, sog. Fremdkörper.

Das in der 2. Reihe gelegene M 1 eignet sich insbesondere als Erweiterungsfläche für das
Seniorenheim, z. B. für barrierefreie und altersgerechten Wohnformen.

Für die Fläche M 2 sollte geprüft werden, ob sie durch Erweiterung in Richtung Westen geeignet
ist zurAnsiedlung einer Nahversorgungseinrichtung (Einzelhandelsbetrieb für Lebensrnittel). Somit
könnte die wohnstandortnahe Versorgung der Bevölkerung wesentlich verbessert werden.

M 4 „Niederndorf-West": Es handelt sich um eine brachgefallene Fläche, die vormals von
Landwirtschaftsbetrieben genutzt wurde. Als solche ist sie für eine Siedlungsentwicklung gut
geeignet. Allerdings werden sich erfahrungsgemäß durch Bauleitplanung kaum
Mischgebietsstrukturen entwickeln lassen. Ein Bedarf hierfür wird auch nicht gesehen. Es wird
unter Einbeziehung der westlich gelegenen Fläche (Autowerkstatt) die Darstellung einer, ggf.
immissionsschutzrechtlich beschränkten, gewerblichen Fläche vorgeschlagen, sodass für
mischgebietstypische Handwerks- und Gewerbebetriebe eine Ansiedlungsmöglichkeit entsteht.

M 5 „Kaltenborn": Zunächst wird eingeschätzt, dass die Erweiterungsfläche im Südwesten von
Kaltenborn keine Abrundungs- oder Ergänzungsfläche i. S. d. § 34 Abs. 4 BauGB darstellt. Es
handelt sich nicht um eine einzelne Außenbereichsfläche und sie ist auch nicht ausreichend durch
die bauliche Nutzung der angrenzenden Bereiche geprägt. Die maßgebende Siedlungsbegrenzung
ist vielmehr der straßenbegleitend gelegene Dorfbach.

Wegen der infrastrukturellen Abgelegenheit innerhalb der Gemeinde Kraftsdorf ist der Ortsteil
Kaltenborn auch nicht zur städtebaulichem Erweiterung geeignet. Von der Darstellung als
Baufläche ist abzusehen.

Gewerbliche Bauflächen (Gliederungspujikt^.2^3)

Die Aussage für den Standort „Pörsdorf Nord-West" ist dahingehend zu korrigieren, dass alle
Bauflächen südlich der Landesstraße als Sondergebietsflächen für verkehrsaffine gewerbliche
Nutzungen (Tankstellen, Autohöfe, Lagerei, Kfz-Service, Beherbergung mit Gastronomie)
festgesetzt sind. Ein Gewerbe- und Industriegebiet befindet sich nördlich der Landesstraße.

Die Aussage, der Bebauungsplan „Am Rüdersdorfer Weg" würde „die Errichtung von zwei
Gewerbegebieten" sichern, ist unverständlich. Die ursprünglich geplante innere Erschließung des
Gebiets wurde nicht umgesetzt, das GE ist seit 2010 vollständig mit einer Freiflächen-
Fotovoltaikanlage belegt.

Bezüglich der Neuausweisungen von gewerblichen Bauflächen stellt sich die Frage, ob angesichts
der noch zur Verfügung stehenden Baulandpotentiale in „Pörsdorf Nord-West" (3 ha) und den
kleineren Brachflächen innerhalb der Ortslagen, z. B. M 4 „Niederndorf-West", teilweise gewerblich
nachgenutzte Agrargenossenschaftsflächen in Rüdersdorf (Gas- und Kältemittelabfüller) und
Pörsdorf (Nachnutzung als Freiflächen- und Gebäudelager verschiedener Handwerksbetriebe),
weitere Landwirtschaftsflächen oder auch andere nicht durch Siedlungsnutzung vorbelastete
Flächen in Anspruch genommen werden müssen. Auch bezüglich der Flächenneuinanspruch-
nähme für Gewerbenutzungen gelten die Grundsätze der §§ 1 und 1a BauGB. Hervorzuheben
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sind an dieser Stelle das Erfordernis des sparsamen und schonenden Umgangs mit Grund und
Boden unter Beachtung des Vorrangs der Innenentwicklung und Wiedernutzbarmachung von
Flächen und die Begrenzung der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen
auf das unbedingt erforderliche Maß.

Die Möglichkeiten der Innenentwicklung wurden vorliegend für die Flächen G 1 und G 2 nicht
untersucht und zugrunde gelegt. Die Notwendigkeit zur Ausweisung von G 1 und G 2 wird nicht
gesehen.

Die Fläche G1 „An den Pechgelängen" soll ferner dem Standorttyp „verkehrsaffine gewerbliche
Nutzungen" vorbehalten sein, wobei die Art des angestrebten Gewerbes nur insoweit dargelegt
wird, dass Logistik ausgeschlossen werden soll. Diese Aussage ist in sich widersprüchlich, da
unter verkehrsaffinem Gewerbe vorrangig Betriebe des Transport- und Logistikgewerbes
verstanden werden. Außerdem wird die Erforderlichkeit der Entwicklung eines zweiten Standortes
dieses Standorttyps nicht gesehen. Zum einen ergibt sich das aus dem fehlenden gemeindlichen
Eigenbedarf an weiteren Gewerbeflächen dieser Art und zum anderen bestehen im
Bebauungsplangebiet SO Pörsdorf noch ausreichend Baulandpotentiale.

Sonderbauflächen (Gliederunaspunkt 5.2.4)

Die Darstellung einer Primärnutzung durch Fotovoltaik-Freiflächenanlagen bei nachfolgender
landwirtschaftlicher Nutzung ist keine Fallgestaltung, die eine befristete Darstellung im
Flächennutzungsplan ermöglicht. Befristete Darstellungen sind besonderen städtebaulichen Fällen
vorbehalten, etwa, wenn von vornherein feststeht, dass eine Nutzung nur (noch) für eine
bestimmte Zeit ausgeübt wird und der Flächennutzungsplan bereits Vorgaben für die Folgenutzung
treffen soll (z. B. absehbare Aufgabe einer Bahnanlage mit der Folgenutzung Gewerbe- oder
Grünfläche). Allgemein dürften dies Fälle spezifischer vorübergehender Nutzungen sein, denen
eine dauerhafte Nutzung folgt. Ein solcher Fall liegt hier nicht vor.

Keinesfalls kann mit einer überlagernden Darstellung die Bestandsnutzung (hier Fläche für die
Landwirtschaft) als weiteres oder alternatives Planungsziel beschrieben werden. Der
Flächennutzungsplanung liegt bereits das Prinzip zu Grunde, dass bis zur verbindlichen
Baurechtschaffung für das erklärte Planungsziel die bestehende Nutzung weiter fortgeführt wird.

Die geplanten Sonderbauflächen für Solarenergie sollen ebenso wie andere
Bauflächenausweisungen einem städtebaulichen Konzept folgen. Ein solches wurde bisher im
Rahmen der Aufstellung des Flächennutzungsplans nicht erarbeitet. Aus diesem Grund werden
dazu nachfolgend entsprechende Hinweise gegeben.

Zu den Anforderungen an ein Konzept zur Entwicklung von Flächen für regenerativen Energien:

Der § 2 EEG weist die Errichtung und den Betrieb von Anlagen erneuerbarer Energien nicht nur
als im überragenden öffentlichen Interesse liegend und der öffentlichen Sicherheit dienend aus,
sondern bestimmt zugleich, dass diese bis zur nahezu treibhausgasneutralen Stromerzeugung als
vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführende Schutzgüterabwägung eingebracht werden
sollen. Es stellt sich die Frage, wie die Vorgabe im Rahmen der Bauleitplanung berücksichtigt
werden kann und muss.

Im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung liegt bezüglich des Umgangs mit der Vorgabe eine
Einstufung als Abwägungsdirektive nahe (in der Bauleitplanung bereits angenommen
beispielsweise für Bodenschutz- und Umwidmungssperrklausel § 1a Abs. 2 BauGB,
Trennungsgrundsatz § 50 S. 1 BlmSchG). Diese bringt zum Ausdruck, dass den betreffenden
Belangen zwar kein abstrakter gesetzlicher Vorrang im Sinne einer unüberwindbaren Grenze
zukommt, ihre herausgehobene Bedeutung jedoch in die Abwägung dergestalt einzustellen ist,
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dass sie nur durch andere Belange von entsprechend hohem Gewicht überwunden werden
können.

Das „überragende öffentliche Interesse", zur Errichtung und dem Betrieb von Anlagen
erneuerbarer Energien ist jedoch nicht derart auszulegen, dass andere Belange quasi automatisch
in den Hintergrund gedrängt werden können und somit in der Abwägung keine Rolle spielen. Die
Frage, ob sich ein herausgehobener Belang gegenüber anderen durchzusetzen vermag oder
zurückzustellen ist, bleibt stets einer sorgfältigen Prüfung im jeweiligen Einzelfall vorbehalten. Als
Orientierungsrahmen für die sach- und fachgerechte Abwägung empfiehlt sich die Entwicklung
eines Kriterienkatalogs, der Ausschlusskriterien, Kriterien mit besonderem Abwägungserfordernis
und Gunstkriterien enthält.

Der vorgelegte Entwurf trifft in dieser Hinsicht keine Aussagen zum Umgang mit erneuerbaren
Energien allgemein und auch nicht zur Gewinnung von Strom aus Sonnenenergie. Die Aussage,
dass die Übernahme des Vorranggebietes Windkraft W-6 aus dem sachlichen Teil-Regionalplan
Windkraft zwar übernommen wird, aber nicht dem kommunalen Planungswillen entspricht
(Begründung 5.5.2, S. 51), ist kein Konzept.

Auch die alleinige Übernahme einer Gesetzesvorgabe, hier § 35 Abs. 1 Nr. 8 BauGB, wonach die
Nutzung solarer Strahlungsenergie entlang von Autobahnen und übergeordneten Schienenwegen
und einer Entfernung von bis zu 200 m „privilegiert" zulässig sind, ergeben noch kein Konzept. Die
gesetzlichen Vorgaben berücksichtigen die Gegebenheiten in der Gemeinde und deren
Planungsziele nicht.

Es trifft auch nicht zu, dass zurzeit noch keine großflächigen Anlagen bestehen (Begründung 5.5.2,
S.51). Unseres Wissens liegen auf dem Gemeindegebiet Kraftdorf drei Freiflächen- Fotovoltaik-
anlagen: 4 ha auf dem Lärmschutzwall der A4, 4,5 ha im GE „Pörsdorf Nord-West", 16 ha im GE
„Am Rüdersdorfer Weg".

Auf gesamtgemeindlicher Ebene muss geklärt sein, welcher langfristige Bedarf an erneuerbarer
Energie und somit an Bauflächen, vorliegend für erneuerbare Energien/Freiflächen-Photovoltaik,
besteht und welche Standorte sich zur Unterbringung des festgestellten Bauflächenbedarfs am
besten eignen. Hierzu ist eine Entwicklungskonzeption, bezogen auf die jeweilige Art der baulichen
Nutzung/Energiegewinnung erforderlich. Bestandteil der Untersuchung ist eine nachvollziehbare
Betrachtung von Standortatternativen, wobei vorbelastete Flächen (Potentiale auf Bauwerken,
vorgeprägte Brach- und Konversionsflächen wie Deponien) vorrangig heranzuziehen sind. Das
einfache Absehen von einer Alternativenprüfung wird dem Abwägungsgebot nicht gerecht.

Wir verweisen auf das Erfordernis, in der Abwägung besonders die „Umwidmungssperrklausel"
des § 1a Abs. 2 Satz 2 BauGB zu berücksichtigen, wonach landwirtschaftlich genutzte Flächen nur
im notwendigen Umfang für andere Nutzungsarten vorgesehen und in Anspruch genommen
werden sollen. Die anhaltende Flächeninanspruchnahme im Außenbereich findet zumeist zulasten
landwirtschaftlicher Flächen statt. Die Umwidmungssperrklausel schützt diese Bodennutzung
gegenüber anderen Nutzungsabsichten der Gemeinde vor einer voreiligen Umwidmung.

Im Rahmen der Konzepterstellung verlangt das Abwägungsgebot einen gerechten Ausgleich aller
betroffenen Belange und Interessen (§ 1 Abs. 7 BauGB). Dies umfasst auch eine Prüfung und
Bewertung möglicher Alternativstandorte innerhalb des Gemeindegebiets. Dabei sind Kriterien aus
verschiedenen Bereichen zu berücksichtigen (Städtebau, Raumordnung, Energieversorgung,
Naturschutz, Landschaftsbild, Landwirtschaft, Förderung etc.).
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Der Erhalt der vorhandenen Schullandschaft für die Gemeinde Kraftsdorf mit der
Staatlichen Grundschule „Am Erlbach" Kraftsdorf sollte seitens des Schulträgers
langfristig beibehalten bleiben.

hier: Hinweise zum Bereich Sport - SG 1/10.3

Der Kreistag Greiz hat mit Beschluss Nr. 88/2005 vom 01.03.2005 die Uberarbeitung/
Fortschreibung 2004 des Sport- und Spielstätten-Rahmenleitplan des Landkreises Greiz
von 1998 beschlossen. Dieser wurde der Gemeinde Kraftsdorf in Schriftform übergeben.
Mit dieser Planung besteht ein Arbeitsmaterial, das der kontinuierlichen, systematischen
und bedarfsgerechten Entwicklung von Sporteinrichtungen in unserem Landkreis dient.

Angestrebt wird weiterhin, Sporteinrichtungen mit weiteren Freizeit und Fremden-
verkehrseinrichtungen in unserer Region in Sport- und Freizeitkomplexe
zusammenzufassen und in die Gestaltung gesellschaftlicher Zentren einzubeziehen, um
die Integration in das gesellschaftliche Leben zu fördern.

Um ein komplexes Angebot an sportlichen Betätigungsmöglichkeiten und eine hohe
Qualität der Sport- und Erholungseinrichtungen zu erreichen, sind die Anlagen unter
Beachtung der Wegentfernung und der Beziehungen zur Entwicklung des
Fremdenverkehrs, der Gastronomie und der Kultur in den zentralen Orten zu
konzentrieren.

Die Sportanlagen in ihrer Gesamtheit müssen unbedingt auf das Netz der schulischen
Einrichtungen, auf die Einwohnerzahl, auf die städtebauliche Gliederung der
Wohngebiete abgestimmt werden. Die einzelnen Sportanlagen müssen mindestens den
Bedarf der zugeordneten schulischen Einrichtungen, des Vereinssports und des Freizeit-
und Erholungssportes des jeweiligen Einzugsgebietes decken. Im Gebiet der Gemeinde
Kraftsdorf befinden sich gedeckte und ungedeckten Sportstätten sowie eine
Sondersportanlage, die durch die Bevölkerung und ortsansässige Sportvereine genutzt
werden.

—

Mit Bezug auf die Sicherung und Planung von Flächen für Sportfreianlagen, Sporthallen,
Spielplätzen, Spiel- und Sportgelegenheiten, spezielle Anlagen für einzelne Sportarten
und öffentliche Bäder im Gebiet der Gemeinde Kraftsdorf Stadt sollten folgende
Ausführungen sowie Hinweise Beachtung finden.

5.3 Gemeindebedarfsflächen

Sportlichen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtunaen

Sporthallen

Betrachtet man den Bestand an Sporthallenfläche (netto) für die Bevölkerung der
Gemeinde Kraftsdorf ist festzustellen, dass derzeit kein Fehlbedarf besteht.

Bestand It. Sport- und Spielstätten-Rahmenleitplan Landkreis Greiz:

Schul-Sporthalle Harpersdorf: 1.030 qm - Sportfläche



Unter Beachtung dieser Feststellung, der Bevölkerungsentwicklung bzw.
demografischen Entwicklung und der künftigen Bedarfe des Vereinssports in der
Gemeinde Kraftsdorf, sind keine notwendigen Bedarfsflächen für die Errichtung einer
weiteren Sporthalle bzw. Mehrfeldsporthalle (gedeckten Sportanlagen) vorzuhalten bzw.
einzuplanen.

Weiterhin ist zu erwähnen, dass im Planungsgebiet keine Tennishalle/Tennishallen mit
Plätzen vorhanden sind. In Kenntnis der Größe der Gemeinde Kraftsdorf, der
Bevölkerungsentwicklung/demographischen Entwicklung sowie der Bedarfe durch den
ortsansässigen Vereinssport sollte geprüft werden, ob hierfür Bedarfsflächen geplant
bzw. vorgehalten'und im Erläuterungstext festgeschrieben werden. Im Bedarfsfall
könnten als Orientierung bzw. Empfehlung die Flächenrichtwerte der Thüringer
Sportstättenplanungsverordnung vom 27.08.1997 herangezogen werden. Diese
betragen fürTennishallen 0,12 qm/Einwohner.

5.4 Grünflächen

Sportplätze/Sportfreianlaaen

Im zu betrachtenden Planungsgebiet der Gemeinde Kraftsdorf besteht ein rechnerischer
Fehlbedarf an Sportfreifläche für die Bevölkerung.

Bestand It. Sport- und Spielstätten-Rahmenleitplan Landkreis Greiz:

Sportplatz in Kraftsdorf: 5.400 qm - Sportfläche
Sportplatz in Rüdersdorf: 6.300 qm - Sportfläche
Kleinspielfeld in Rüdersdorf: 2.500 qm - Sportfläche
Bolzplatz in Mühlsdorf: 750 qm - Sportfläche

Da aus dem Vorentwurfe des Flächennutzungsplanes im Pkt. 5.4 - Grünflächen/
Unterpunkt Sportplätze zu entnehmen ist, dass eine weitere Sportanlage westlich in der
Ortslage Töppeln geplant ist, kann hierdurch der derzeit rechnerisch vorhandene
Fehlbedarf vemngert werden bzw. wegfallen. Hierbei sollte auch die Entwicklung und der
künftige Bedarf durch den Vereinssport in der Gemeinde Kraftsdorf mit herangezogen

bzw. mit betrachtet werden.

In Orientierung der Kennziffern der Thüringer Sportstättenpfanungsverordnung vom
27.08.1997, den Aussagen des Sport- und Spielstätten-Rahmenleitplanes des
Landkreises Greiz ergibt sich ein rechnerischer Fehlbedarf an Tennisfreianlagen/
Tennisplätzen. In Kenntnis der Größe der Gemeinde Kraftsdorf, der
Bevölkerungsentwicklung/ demographischen Entwicklung sowie der Bedarfe durch den
ortsansässigen Vereinssport sollte geprüft werden, ob hierfür Bedarfsflächen geplant
bzw. vorgehalten und im Erläuterungstext festgeschrieben werden. Im Bedarfsfall
könnten als Orientierung bzw. Empfehlung die Flächenrichtwerte der Thüringer
Sportstättenplanungsverordnung vom 27.08.1997 herangezogen werden. Diese
betragen für Tennishallen 0,75 qm/Einwohner.

Spielplätze, Spiel- und Sportangeleaenheiten

Kinder brauchen für ihre Entwicklung Spielraum im Freien, der dem Spiel- und
Bewegungsbedürfnis der jeweiligen Altersstufe entspricht. Spielplätze für Kleinkinder
sollen wohnungsnah angelegt werden. Weitere Spielplätze für Kinder und Jugendliche
sollen als Gemeinschaftsanlagen innerhalb der Siedlungen eingerichtet werden. Durch



eine entsprechende Ergänzung der Ausstattung soll der für Kinder und Jugendliche
geschaffene Spielbereich auch von Erwachsenen, Familien, älteren Menschen und von
Behinderten genutzt werden können. Die räumliche Verbindung mit Grünflächen und
anderen Freizeit- und Kommunikationsangeboten ist anzustreben.

Obwohl sich in der Gemeinde Kraftsdorf in jedem Ortsteil mindestens ein Spielplatz
befindet, besteht rechnerisch ein Fehlbedarf an Spielplätzen, Spiel- und
Sportangelegenheiten für die Bevölkerung. Hieraus ergibt sich unter Beachtung der
Größe und der weiteren demographischen Entwicklung der Gemeinde die Notwendigkeit
bzw. das Erfordernis, dass Flächen für die Errichtung geplant bzw. vorgehalten werden
müssen.

Im Nachfolgenden können unabhängig der beschriebenen Situation in der Gemeinde
Kraftsdorf, Orientierungen für den Bau und die Planung von Spielplätzen, Spiel- und
Sportangelegenheiten in Sozialräumen/Ortsteilen bezüglich der vorhandenen
Einwohnerzahl entsprechend der Thüringer Sportstättenplanungsverordnung
herangezogen werden.

Folgende städtebauliche Orientierungswerte sind für nachfolgende Altersgruppen
aufgeführt;

1. Kleinkinder unter 5 Jahre: netto 0,5 qm/E und brutto 0,75 bis 1,0 qm/E

2. Kinder 6 bis 11 Jahre: netto 0,5 qm/E und brutto 0,75 bis 1,0 qm/E

3. Kinder und Jugendliche über 12 Jahre: netto 0,5 qm/E und brutto 0,75 bis 1,0 qm/E

4. Erwachsene und ältere Menschen: Anlagenteile der nebenstehenden Spielplätze
sowie öffentlichen Parks und sonstige Freiflächen können bei entsprechender
Ausgestaltung allen Altersstufen als Spiel- und Sportgelegenheiten dienen.

In Anbetracht dieser städtebaulichen Orientierungswerte ist zu prüfen, inwieweit
notwendige Flächen für die Errichtung von bedarfsgerechten Spielplätzen, Spiel- und
Sportangelegenheiten vorzuhalten bzw. einzuplanen und im Erläuterungstext
festzuschreiben sind.

Spezielle Anlagen für einzelne Sportarten

Der Bedarf an speziellen Anlagen für einzelne Sportarten ist örtlich sehr verschieden.
Ursachen hierfür sind beispielsweise lokale Gegebenheiten, Traditionen, Gewohnheiten
und langfristige Initiativen. Deshalb kann die Bedarfsermittlung nicht allein aus der
Einwohnerzahl abgeleitet werden. Vielmehr ist der Bedarf vom Umfang der vorhandenen
oder zu erwartenden Aktivitäten in der betreffenden Sportart abzuleiten. Damit wird
sowohl örtlichen Unterschieden als auch dem unterschiedlich wachsenden Bedarf in den
verschiedenen Sportarten Rechnung getragen.

In der Gemeinde Kraftsdorf befindet sich eine Kegelsportanlage mit zwei Bahnen, die
durch den ortsansässigen Sportverein und die Bevölkerung genutzt werden kann. Aus
unserer Sicht deckt diese Anlage den derzeitigen und auch künftigen Bedarf für die
Bevölkerung und den Vereinssport.

Abschließend ist anzumerken, dass die vorhandene Kegelsportanlage in Kraftsdorf
(Sportplatz) nicht im Vorentwurf unter dem Punkt - Sportlichen Zwecke dienenden
Gebäude und Einrichtungen enthalten ist. Diesbezüglich sollte diese Anlage im Text



eingefügt werden. Dies betrifft auch die Darstellung/Abbildung der Sportstätte in der
Planzeichnung.

Bäder

Im Gebiet der Gemeinde Kraftsdorf befindet sich kein Freibad sowie Hallenbad, somit ein
rechnerischer Fehlbedarf an nutzbarer Wasseri'läche festgestellt wird.

Jedoch verfügen die unmittelbar angrenzenden Städte Hermsdorf, Bad Kloster-Lausnitz
und Gera über Hallenbäder und/oder Freibäder.

Es werden als Grundlagen für die Berechnung des Wasserflächenbedarfes nicht mehr
allein die Einwohnerzahlen (siehe Thüringer Sportstättenplanungsverordnung vom
27.08.1997), sondern ein festgelegter Einzugsbereich mit einer verkehrsmäßig
relevanten Lösung. Bei der Bewertung des Bedarfs wird auf die im Auftrag des Thüringer
Ministerium für Soziales, Familie und Gesundheit im Jahre 2003 erarbeiteten Studie zur
Schwimmbadentwicklung des Freistaates Thüringen verwiesen, welche sich auch auf die
Bedarfsermittlung in der Fortschreibung 2004 des Sport- und Spielstätten-
Rahmenleitplanes des Landkreises Greiz auswirkt.

Der Einzugsbereich des jeweiligen Bades wird an Hand eines Routenplaners
ermittelt. Auszugeben ist von einer Erreichbarkeit von 30 Minuten bei öffentlichen
Verkehrsmitteln. Bei privaten Verkehrsmitteln (PKW, Krad, Fahrrad) wird von einer
Erreichbarkeit von 15 Minuten ausgegangen.

Im nachfolgenden Text werden Orientierungen für den Bau und die Planung von Bädern
in Sozialräumen bezüglich der vorhandenen Einwohnerzahlen entsprechend der
Thüringer Sportstättenplanungsverordnung aufgelistet und zur Kenntnis gegeben.

- Hallenbäder:

Bei Hallenbädern sind zwischen 0,023 qm/E (Städte mit 20.000 Einwohnern) und 0,01
qm/E (Städte mit 100.000 und mehr Einwohnern) nutzbarer Wasserfläche erforderlich. In
Gemeinden mit 12.000 bis 20.000 Einwohnern kann mit Orientierungswerten für Städte
von etwa 20.000 Einwohnern gerechnet werden. In Gemeinden von 10.000 bis 12.000
Einwohnern kann als Richtwert eine Wasserfläche von etwa 270 qm angenommen
werden.

In Gemeinden mit weniger als 10.000 Einwohnern kann ein Hallenbad mit etwa 270 qm
Wasserfläche nur dann empfohlen werden, wenn sich, unter der Wahrung einer
vertretbaren Erreichbarkeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln (ca. 30 Minuten Anfahrtszeit),
mehrere Gemeinden zu einem Trägerverband zusammenschließen, der etwa 10.000
Einwohner versorgt. In Ferienorten können Zuschläge zu den genannten
Orientierungswerten notwendig werden.

- Freibäder:

Bei Freibädern sind zwischen 0,1 qm/ E (Städte mit 20.000 Einwohnern) und 0,04 qm/E
(Städte mit 100.000 und mehr Einwohnern) nutzbarer Wasserfläche erforderlich. In
Gemeinden mit 12.000 bis 20.000 Einwohnern kann mit dem Orientierungswert für Städte
von etwa 20.000 Einwohnern gerechnet werden. In Gemeinden von 10.000 bis 12.000
Einwohnern kann als Richtwert eine Wasserfläche von 1.200 qm angenommen werden.

In Gemeinden mit weniger als 10.000 Einwohnern kann ein Freibad dieser Größe nur
empfohlen werden, wenn sich unter Wahrung einer vertretbaren Erreichbarkeit mit
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Anlage 1 zum Schreiben vom 18.07.2024 zum Vorentwurf des Flächennutzungsplans der Gemeinde Kraftsdorf 
(Unser Zeichen: 5090-340-4621/4189-2-105887/2024) 
 
 
Stellungnahme des Thüringer Landesverwaltungsamtes zu den Belangen der Raumord-
nung 
 
 
1. ☒ Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne Zustimmung,  

 Befreiung o.ä. in der Abwägung nicht überwunden werden können 
a) Einwendungen 

Die Sondergebietsflächen Photovoltaik Freiflächenanlagen entlang der Autobahn A 4 
liegen teilweise innerhalb der Vorranggebiete Freiraumsicherung FS-29 und Land-
wirtschaftlichen Bodennutzung LB-32 und stehen damit im Widerspruch zu den Zielen 
Z 4-1 und Z 4-3 des RP-OT. 
 

b) Rechtsgrundlage 

Regionalplan Ostthüringen (RP-OT, Bekanntgabe der Genehmigung im ThürStAnz 
25/12 vom 18.06.2012) 
 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen oder der Überwindung 

Herausnahme der entsprechenden Flächen aus der Bauflächendarstellung 

2. ☐ Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts 
a) Insgesamt durchzuführende Untersuchungen 
b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung 

3. ☐ Hinweise für Überwachungsmaßnahmen 
a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger Auswirkungen 
b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme 

4. Weitergehende Hinweise 
☐ Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, mit Angabe des 

Sachstands 
☒ Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. 

Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

 
Grundlage für die raumordnerischen Bewertung der Planung sind die Ziele und Grund-
sätze gemäß Landesentwicklungsprogramm Thüringen 2025 (LEP, GVBl 6/2014 vom 
04.07.2014), Regionalplan Ostthüringen (RP-OT, Bekanntgabe der Genehmigung im 
ThürStAnz 25/12 vom 18.06.2012) und Sachlichem Teilplan Windenergie Ostthüringen 
(TP-Wind-OT, Bekanntgabe der Genehmigung im ThürStAnz 51 + 52/2020 vom 
21.12.2020). Der RP-OT wird derzeit neu aufgestellt. Insofern ist auch die Genehmi-
gungsvorlage des neuen Regionalplans Ostthüringen (RP-OT-neu, Beschluss-Nr. PLV 
30/01/24 vom 19.04.2024) zu berücksichtigen. Erfolgt das Wirksamwerden des RP-OT-
neu vor der Fertigstellung des Flächennutzungsplans (FNP), ist der FNP an den neuen 
RP-OT anzupassen.  
 
Die Gemeinde Kraftsdorf besitzt gemäß LEP keine zentralörtlichen Funktionen und wird 
dem Grundversorgungsbereich des Grundzentrums Münchenbernsdorf zugeordnet.  
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Gemäß den Grundsätzen 2.4.1 G und 2.4.2 G des LEP sollen sich die Siedlungsent-
wicklung in Thüringen am Prinzip „Innen- vor Außenentwicklung“ und die Flächeninan-

spruchnahme für Siedlungszwecke am gemeindebezogenen Bedarf orientieren und dem 
Prinzip „Nachnutzung vor Flächenneuinanspruchnahme“ folgen. 
 
Bevölkerungsprognose 
Trotz der Wanderungsgewinne in den letzten Jahren ist die Bevölkerungsentwicklung in 
Kraftsdorf negativ. Zwar lag die Einwohnerzahl im Jahr 2020 über der Prognose der 
1. Gemeindebevölkerungsvorausberechnung (1. GemBv.) des Thüringer Landesamtes 
für Statistik (TLS), der Rückgang setzte sich danach aber fort. Insofern ist die Prognose 
des TLS grundsätzlich als realistisch anzusehen, auch wenn sich der Rückgang etwas 
verzögert hat.  
 
Wohnungsbedarfsprognose 
Die Prognose auf der Grundlage der Wohnungsanzahl im Jahr 2011 ergibt in beiden 
Szenarien einen deutlichen Wohnungsüberhang im Jahr 2040, der noch höher ausfallen 
würde, wenn man die ermittelten Wohnungsbedarfe den tatsächlich bereits 2023 vor-
handenen Wohnungen (1.877) gemäß Angaben des TLS gegenüberstellen würde. 
 
Zudem war die natürliche Bevölkerungsentwicklung in der Gemeinde Kraftsdorf seit 
2011 durchweg negativ; die Wanderungsgewinne in den Jahren 2017 und seit 2020 kön-
nen diesen Trend inzwischen auch nicht mehr ausgleichen.  
 
Die Bautätigkeit in den letzten Jahren ist somit vorrangig auf die Zuwanderung zurück-
zuführen. Die Gemeinde hat aber nicht die Aufgabe den Wohnungsbedarf umliegender 
Gemeinden, insbesondere der zentralen Orte Gera und Hermsdorf, zu decken. Die Spe-
kulation auf weitere Wanderungsgewinne (vgl. Seite 27 f. der Begründung) kann aus 
landesplanerischer Sicht nicht unterstützt werden. 
 
Die lineare Fortschreibung der Baufertigstellungszahlen bis in das Jahr 2040, ohne Be-
rücksichtigung der sinkenden Einwohnerzahl, ist zudem nicht nachvollziehbar. Sie 
schreibt die Bautätigkeit aufgrund der Zuwanderung für die Zukunft fort. 
 
Der ermittelte Bedarf von ca. 45 Wohngrundstücken und 8,5 ha ist deutlich zu hoch, 
insbesondere vor dem Hintergrund, dass Potentialflächen für 51 Baugrundstücke zur 
Verfügung stehen (Seite 30) und die aktuellen Leerstände nicht ermittelt wurden. Die 
Baulückenerfassung ist zudem nicht nachvollziehbar, da – außer in Abbildung 6 in einem 
Ausschnitt für Töppeln – keine entsprechenden Karten für die Ortsteile vorgelegt wer-
den. 
 
Die Ausweisung weiterer 6,7 ha Wohnbauflächen ist vor diesem Hintergrund nicht nach-
vollziehbar und geht eindeutig über den gemeindlichen Bedarf der Gemeinde Kraftsdorf 
hinaus. Es besteht somit ein Widerspruch zu Grundsatz 2.4.2 G des LEP. 
 
 
Bauflächenausweisungen 
 
A. Wohn- und gemischte Bauflächen  
Grundsätzlich ist festzustellen, dass die als Bestand dargestellten gemischten Bauflä-
chen umfangreiche unbebaute Flächen einbeziehen. Gärten und Grünflächen, auch an 
den Rändern der Ortslagen, sind als solche darzustellen oder den Potentialen zuzurech-
nen. 
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Der Umfang der neu ausgewiesenen Wohn- und gemischten Bauflächen geht deutlich 
über den Bedarf der Gemeinde Kraftsdorf hinaus und ist entsprechend zu reduzieren 
(s.o.).  
 
Die Flächen in Oberndorf stellen keine Ortsabrundung dar und sind im Verhältnis zur 
Ortslage und -struktur überdimensioniert.  
 
Auch das geplante Wohngebiet „Mühlsdorf-Süd“ ist überdimensioniert. Zudem stehen in 

Mühlsdorf laut Luftbild in den Wohngebieten am südwestlichen Ortsrand noch umfang-
reiche Potentiale zur Verfügung.  
 
Die Baugebietsplanung sollte sich entsprechend den o.g. raumordnerischen Erforder-
nissen auf den gemeindebezogenen Bedarf und dabei auf Nachnutzungen, Nachver-
dichtungen und kleinere Abrundungsflächen beschränken. 
 
 
B. Gewerbliche Bauflächen 
Der Bedarf für die neu ausgewiesenen gewerblichen Bauflächen im Umfang von ca. 
18,5 ha wird nur allgemein mit einer bestehenden Nachfrage begründet, die nicht näher 
untersetzt ist.  
 
Die Gemeinde Kraftsdorf besitzt keine zentralörtliche Funktion und soll somit Bauflächen 
nur im Rahmen des Eigenbedarfes zur Verfügung stellen. Der Bedarf für die Neuansied-
lung von Gewerbebetrieben kann in den bestehenden Gewerbestandorten in den zent-
ralen Orten bzw. bei größerem Flächenbedarf in den ausgewiesenen Vorranggebieten 
Großflächige Industrieansiedlung (IG) bzw. Regional bedeutsame Industrie- und Gewer-
beansiedlung (RIG) gedeckt werden. 
 
Das Gewerbegebiet „Am Rüdersdorfer Weg“ wurde vollständig mit PV-Anlagen bebaut; 
auch das Gewerbegebiet Pörsdorf Nord-West ist zu einem großen Teil mit PV-Anlagen 
belegt. Grund dafür war laut der damaligen Angaben der Gemeinde, dass keine Nut-
zungsinteressenten gefunden wurden. Die Darstellung eines weiteren Gewerbestandor-
tes an der Abfahrt Rüdersdorf ist auch vor diesem Hintergrund nicht gerechtfertigt.  
 
Ebenso ist ein örtlicher Bedarf für die Fläche „An den Pechgelängen“ eindeutig nicht 

gegeben, da laut Begründung (Seite 42) die neu ausgewiesene Fläche „Rüdersdorf-Ost“ 

den (nicht näher benannten) örtlichen Bedarf decken soll.  
 
 
C. Sondergebiete 
Grundsätzlich sind die Zweckbestimmungen der Sondergebiete nicht nur als Beispiel, 
sondern konkret zu benennen. Die Angabe eines Symbols in der Plankarte oder in der 
Legende ist nicht ausreichend. 
 
Zu den Sondergebieten „Photovoltaik-Freiflächenanlagen“ 
Innerhalb von 200 m Entfernung längs von Autobahnen sind Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen (PV-FFA) im Außenbereich zulässige Vorhaben (§ 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b BauGB), 
sofern öffentliche Belange nicht entgegenstehen. Sie dürfen ferner den Zielen der Raum-
ordnung nicht widersprechen (§ 35 Abs. 3 Satz 2 BauGB). Sofern im Flächennutzungs-
plan Sondergebiete für derartige Vorhaben dargestellt werden, sind § 1 Abs. 4 BauGB 
(Anpassungspflicht) und § 1 Abs. 7 BauGB (Abwägungsgebot) zu beachten. 
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Bei der fast durchgehenden Darstellung des 200 m-Streifens beidseits der Autobahn A4 
als Sondergebiet „Photovoltaik-Freiflächenanlagen“ erfolgte eine entsprechende Ausei-
nandersetzung zu den entgegenstehenden Belangen der Raumordnung offensichtlich 
nicht.  
 
Neben den Vorranggebieten Freiraumsicherung „FS-29 – Kraftsdorf-Niederndorfer 
Hänge, Erlbachtal, Tesse, Tümmelsberg“ und Landwirtschaftliche Bodennutzung „LB-32 
Bad Köstritz / Gleina / Rüdersdorf“ sind auch die Vorbehaltsgebiete Freiraumsicherung 
„fs-25 - Erlbachtal und Tessetal, Nebentäler, strukturreiche Hänge und umgebende Wäl-
der“ und „fs-26 - Strukturreiche Kulturlandschaft zwischen A 4, Bad Köstritz und Tal der 
Weißen Elster“ von dieser Planung betroffen. In den Vorranggebieten steht die Planung 
im Widerspruch zu den Zielen Z 4-1 und Z 4-3 des RP-OT. Entsprechende Betroffenhei-
ten ergeben sich auch bezüglich des RP-OT-neu. 
 
Es ist eine Konkretisierung der Darstellung der Sondergebiete „Photovoltaik-Freiflächen“ 

erforderlich: Zur Anpassung an die o.g. Ziele der Raumordnung ist die Sondergebiets-
darstellung entsprechend zu verringern (§ 1 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 7 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 
ROG). Darüber hinaus kann eine Sondergebietsdarstellung nur auf Grundlage einer 
nachvollziehbaren Abwägungsentscheidung erfolgen, bei der die o.g. Vorbehaltsgebiete 
mit einem besonderen Gewicht eingestellt wurden (§ 1 Abs. 7 BauGB i.V.m. § 7 Abs. 3 
Satz 2 Nr. 2 ROG). 
 
Die beiden Teilbereiche des Vorranggebietes Windenergie W-6 gemäß TP-Wind-OT 
sind teilweise überlagernd als Sondergebiet „Photovoltaik“ dargestellt. Zwar ist eine PV-
Nutzung in diesen Gebieten nicht grundsätzlich ausgeschlossen, die Errichtung von 
Windenergieanlagen und auch deren Repowering darf dadurch aber nicht eingeschränkt 
werden. Insofern sind PV-Anlagen erst nach der Errichtung von Windenergieanlagen 
unter bestimmten Voraussetzungen in diesen Flächen denkbar. Dies ist in der Begrün-
dung entsprechend zu erläutern. Die in der Legende enthaltene Angabe, wonach es sich 
bei den Photovoltaik-Freiflächenanlagen um die Primärnutzung handeln soll, ist zu kor-
rigieren. Sie kann für die überlagerten Bereiche des Vorranggebietes W-6 nicht zutref-
fen. 
 
Zusätzlich wird ein ca. 50 ha großes Sondergebiet „Solar“ westlich von Kaltenborn dar-
gestellt. Die Darstellung wird nicht ausreichend begründet. Aussagen zu geprüften Al-
ternativstandorten, zu den Auswahlkriterien und -gründen fehlen. Grundsätzlich sollte 
die Ausweisung von Flächen für PV-FFA auf der Grundlage eines entsprechenden Kon-
zeptes erfolgen. 
 
Gemäß Grundsatz 5.2.9 G LEP sind großflächige Anlagen zur Nutzung von Sonnen-
energie auf baulich vorbelasteten Flächen oder auf Gebieten, die ein eingeschränktes 
Freiraumpotenzial aufweisen, umzusetzen. Die gewählte Fläche entspricht diesen Krite-
rien eindeutig nicht.  
 
Zudem liegt die Fläche in den Vorbehaltsgebieten Landwirtschaftliche Bodennutzung „lb-
32 Töppeln / Niederndorf / Saara / Geißen“ bzw. Freiraumsicherung „fs-23 - Görlitz- und 
Saarbachtal, Nebentäler, strukturreiche Hänge und umgebende Wälder“. Auch im RP-
OT-neu sind entsprechende Festlegungen von Vorbehaltsgebieten enthalten. Eine Aus-
einandersetzung und entsprechend gewichtete Abwägung der mit diesen Vorbehaltsge-
bieten verbundenen Belange gemäß den Grundsätzen G 4-6 und G 4-14 des RP-OT 
erfolgte nicht. 
 



Seite 6 von 23 

 

 

Die in der Begründung enthaltene Aussage, Seite 51, es beständen derzeit keine groß-
flächigen PV-Freiflächenanlagen in der Gemeinde Kraftsdorf, ist angesichts der Anlagen 
in den Gebieten „Am Rüdersdorfer Weg“ und Pörsdorf Nord-West falsch und sollte ent-
sprechend korrigiert werden. 
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Anlage 2 zum Schreiben vom 18.07.2024 zum Vorentwurf des Flächennutzungsplans der Gemeinde Kraftsdorf 
(Unser Zeichen: 5090-340-4621/4189-2-105887/2024) 
 
 
Stellungnahme des Thüringer Landesverwaltungsamtes zu den Belangen des Luftver-
kehrs 
 
 
1. ☐ Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne Zustimmung,  

 Befreiung o.ä. in der Abwägung nicht überwunden werden können 
a) Einwendungen 
b) Rechtsgrundlage 
c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen oder der Überwindung 

2. ☐ Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts 
a) Insgesamt durchzuführende Untersuchungen 
b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung 

3. ☐ Hinweise für Überwachungsmaßnahmen 
a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger Auswirkungen 
b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme 

4. Weitergehende Hinweise 
☐ Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, mit Angabe des 

Sachstands 
☒ Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. 

Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

 
- Für das o.g. Planungsgebiet liegen derzeit im Thüringer Landesverwaltungsamt keine 

schriftlichen Anträge zur Anlage eines Landeplatzes gem. § 6 des Luftverkehrsgeset-
zes (LuftVG) vor.  

 
- Das o.g. Planungsgebiet wird nicht vom Bauschutzbereich eines zivilen Landeplatzes 

betroffen. 
 
- Gegen den o.g. Flächennutzungsplan bestehen aus luftverkehrsrechtlicher Sicht 

keine Bedenken, wenn nachfolgende Hinweise bei der weiteren Planung berücksich-
tigt werden:  
 
- Außerhalb von Bauschutzbereichen dürfen gem. § 14 LuftVG Bauwerke und An-

lagen, die eine Höhe von 100 m über der Erdoberfläche überschreiten (-z.B. Wind-
kraftanlagen in den dargestellten Flächen-), nur mit Zustimmung der Luftfahrtbe-
hörde errichtet werden. 

 
Das gleiche gilt für Anlagen von mehr als 30 m Höhe auf natürlichen oder künstli-
chen Bodenerhebungen, sofern die Spitze dieser Anlage um mehr als 100 Meter 
die Höhe der höchsten Bodenerhebung im Umkreis von 1,6 Kilometer Halbmesser 
um die für die Anlage vorgesehene Bodenerhebung überragt. 

 
Die notwendige luftverkehrsrechtliche Zustimmung ist im Rahmen des Baugeneh-
migungsverfahrens zu beantragen.  
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- Eigentümer und andere Berechtigte von Bauwerken und von Gegenständen im 
Sinne des § 15 Abs. 1 LuftVG (Bäume, Freileitungen, Masten, Dämme sowie an-
dere Anlagen und Geräte), die die oben genannten nach § 14 LuftVG zulässigen 
Höhen nicht überschreiten, haben entsprechend des § 16a LuftVG auf Verlangen 
zu dulden, dass Bauwerke und Gegenstände in geeigneter Weise gekennzeichnet 
werden, wenn und insoweit dies zur Sicherung des Luftverkehrs erforderlich ist.  
 
Sofern derartige Vorhaben eine Höhe von 20 m über OK Gelände überschreiten 
sollen, müssen sie vom Thüringer Landesverwaltungsamt, (Referat 540) bezüglich 
einer eventuell notwendigen Kennzeichnung gem. § 16a LuftVG überprüft werden. 
Dazu ist eine Beteiligung im Rahmen des Genehmigungsverfahrens bzw. vor der 
Aufstellung von Kränen eine separate Antragstellung notwendig.  
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Anlage 3 zum Schreiben vom 18.07.2024 zum Vorentwurf des Flächennutzungsplans der Gemeinde Kraftsdorf 
(Unser Zeichen: 5090-340-4621/4189-2-105887/2024) 
 
 
Beratende planungsrechtliche Hinweise der höheren Verwaltungsbehörde nach dem 
BauGB zum Planverfahren und Planentwurf 
 
 
1. Zur Wohnungs- und Wohnbauflächenbedarfsermittlung 

 
Im Flächennutzungsplan ist die Art der Bodennutzung gemäß § 5 Abs. 1 BauGB nach den 
voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde darzustellen. Die Ermittlung des Bedarfs an 
neuen Wohnbauflächen kann nur auf Grundlage einer methodisch einwandfreien Prognose 
für einen überschaubaren Zeitraum von 10 bis 15 Jahren unter Berücksichtigung der vor-
handenen Potentiale erfolgen. Für die Ausweisung von Reserve- oder Vorratsflächen bzw. 
für eine „Eventualplanung“ ist kein Raum. Vielmehr ist zu verlangen, dass bei der Prognose 

des Bedarfs stets die Möglichkeit in den Blick genommen wird, dass die Darstellungen im 
Flächennutzungsplan in konkrete Bebauungspläne umgesetzt werden (VG Dessau, Urteil 
vom 31.05.2000 – 1 A 464/99 DE). 
 
Die in der Begründung, Pkt. 3.2 enthaltene Ermittlung des Wohnungs- und Wohnbauflä-
chenbedarfs entspricht den o.g. Anforderungen nicht. Trotz rückläufiger Bevölkerung von 
3.710 (im Basisjahr 2020) auf 3.170 Einwohner (im Prognosejahr 2040) (vgl. S. 28), einem 
erheblichen Leerstand im Jahr 2011 von 84 Wohnungen (vgl. S. 29)1 und den bestehenden 
nach den §§ 30 und 34 BauGB bebaubaren Potentialflächen, die mit 51 Baugrundstücken 
angegeben werden (S. 30)2, wird ein Zusatzbedarf von 8,5 ha Wohnbaufläche für 45 Wohn-
baugrundstücke bis 2040 ermittelt (S. 31), wobei der Flächennutzungsplan-Vorentwurf Dar-
stellungen von neu geplanten Wohnbauflächendarstellungen in einer Gesamtgröße von 
6,7 ha enthält (S. 38). 
 
Nach einer haushaltsorientierten Prognose des Wohnbauflächenbedarfs, denen zwei ver-
schiedene Szenarien zur zukünftigen Haushaltsgröße zu Grunde liegen, besteht im Prog-
nosejahr ein Überschuss von 41 bis 228 Wohnungen (vgl. S. 30). Der Leerstand werde 
voraussichtlich nur Wohnungen in mehrgeschossigen Gebäuden v.a. in Töppeln und Rü-
dersdorf betreffen (S. 35). Der Zusatzbedarf an der o.g. neuen Wohnbaufläche wird aus-
schließlich aus der Fortschreibung der bisherigen Bautätigkeit3 ermittelt. Ergänzend sei ein 
weiterer Bedarf zu berücksichtigen, um die Abwanderung der Bevölkerung „in Plangebiete 
benachbarter Kommunen“ zu stoppen. Diese Bedarfskomponente sei in der Bedarfsermitt-
lung nicht enthalten (S. 31).  
 
Die Ermittlung des Wohnungs- und Wohnbauflächenbedarfs ist aus folgenden Gründen 
nicht nachvollziehbar: 
 
a) Grundsätzlich kann die Neuausweisung einer Wohnbaufläche mit der Fortschreibung 

der bisherigen jährlichen Bautätigkeit nur bedingt gerechtfertigt werden, da hierbei die 

                                                
1  Aktuelle Angaben zum Leerstand fehlen. Nach Aussage, S. 30 betrifft der Leerstand die Mehrfamilienhäuser. 
2  Die nach § 34 BauGB bebaubaren Flächen in Baulücken wurden dabei nur zu 20 % berücksichtigt. Im Ergebnis 

wurde angenommen, dass 13 nach § 34 BauGB bebaubare Wohngrundstücke bis zum Prognosejahr 2040 zur 
Verfügung stehen (vgl. S. 30). 

3  Die Begründung, S. 29 enthält diesbezüglich eine Angabe zu den Baufertigstellungen, wonach in den Jahren 
2012 bis 2022 insgesamt 31 neue Wohngebäude entstanden sind. Alle neuen Wohnungen betrafen Einfamilien-
häuser mit einer Wohnung. 
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veränderte Rechts- und Sachlage bis zum Prognosejahr nicht angemessen berücksich-
tigt wird. 
 
So erfolgte der vergangene Einfamilienhausbau auf Grundlage einer Vielzahl von Be-
bauungsplänen, die vor Erlass der raumordnerischen Regelungen im Sinne des zent-
ralörtlichen Prinzips von der Gemeinde Kraftsdorf zulasten der benachbarten Orte hö-
herer Zentralität, insbesondere der Stadt Gera, erlassen wurde. Eine bloße Fortschrei-
bung lässt sich nach der aktuellen Rechtslage, bei der Kraftsdorf nur entsprechend dem 
gemeindlichen Eigenbedarf Bauflächenausweisungen vornehmen darf, nicht rechtferti-
gen (vgl. hierzu Anlage 1 zu dieser Stellungnahme).  
 
Ebenso wird bei der Bedarfsermittlung auf Grundlage einer Fortschreibung des Einfa-
milienhausbaus ungenügend berücksichtigt, dass von einer rückläufigen Einwohneran-
zahl und einer veränderten Bevölkerungsstruktur bis zum Prognosejahr auszugehen ist. 
Warum in der Gemeinde – anders als für den Landkreis Greiz vorhergesagt – zukünftig 
von einem ausgeglichenen bzw. positiven Wanderungssaldo ausgegangen werden soll, 
wird nicht erläutert. Eine Abwanderung ist in der Vergangenheit zudem sicherlich nicht 
wegen der ungenügenden Bauplätze in der Gemeinde Kraftsdorf erfolgt, im Gegenteil: 
Trotz erheblicher Neuausweisung von Wohngebieten und dem Bestehen von nach § 30 
BauGB bebaubaren Baugrundstücken sind zwischen 2011 bis 2022 im Ergebnis etwa 
60 Einwohner mehr fort- als zugezogen.  
 
Die von der Gemeinde Kraftsdorf angestrebte Vermeidung einer weiteren Abwanderung 
durch die Neuausweisung von Baugebieten ist zwar grundsätzlich nachvollziehbar. 
Diesbezüglich können aber keine unrealistischen Annahmen in starker Abweichung von 
den Bevölkerungsvorausberechnungen für die Gemeinde bzw. für den Kreisdurch-
schnitt getroffen werden. 
 

b) Darüber hinaus werden bei einer Bedarfsermittlung auf Grundlage der Fortschreibung 
der bisherigen jährlichen Bautätigkeit der bauliche Wohnungsbestand und die Potenti-
ale ungenügend berücksichtigt wird, was dem nach § 1a Abs. 2 BauGB geforderten 
Vorrang der Innenentwicklung und dem Bodenschutz widerspricht. Dies zeigt sich be-
reits darin, dass unklar ist, wie mit dem zu erwartenden Leerstand umgegangen werden 
soll. Eine aktuelle Leerstandsanalyse fehlt (vgl. Tabelle 10, S. 29).  
 
Die Annahme, bis zum Prognosejahr sei von einem Wohnungsabgang von 2 % des 
gesamten Wohnungsbestandes durch Rückbau und Zusammenlegung von Wohnun-
gen auszugehen, wurde zudem nicht begründet. Selbst bei Berücksichtigung dieses 
angenommenen Abgangs ergibt sich nach der haushaltsorientierten Prognose ein Woh-
nungsüberschuss von 41 bis 228 Wohnungen.  
 
Dass dieser Überschuss nur den Geschosswohnungsbau betreffe, wie auf S. 35 darge-
legt, wurde ebenso nicht begründet. Da der Wohnungsbestand nur pauschal ohne eine 
weitere Differenzierung zwischen den Gebäuden mit ein bis zwei Wohnungen sowie 
den Gebäuden mit drei und mehr Wohnungen angegeben wurde (vgl. Begründung, Ta-
belle 10, S. 29), ist die Darlegung jedenfalls nicht nachvollziehbar.  
Nach einer Luftbildauswertung bestehen im Gemeindegebiet fast ausschließlich Ge-
bäude mit ein bis zwei Wohnungen (Wohngebäude in Hofanlagen und Einfamilienhäu-
sern). Vor diesem Hintergrund ist unklar, warum der prognostizierte Wohnungsüber-
schuss von 41 bis 228 Wohnungen nur die Wohngebäude mit drei und mehr Wohnun-
gen betreffen soll. 
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Vielmehr ist anzunehmen, dass durch den zukünftig zu erwartenden zunehmenden 
Leerstand von (baufälligen bzw. sanierungsbedürtigen) Hofanlagen ein Potential be-
steht, das in der Ermittlung des Wohnbauflächenneubedarfs nicht berücksichtigt wurde. 
Jedenfalls wurde weder in der haushaltsorientierten Ermittlung noch in der Ermittlung 
auf Grundlage der Fortschreibung der Bautätigkeit angegeben, wie die aktuellen und 
zukünftigen Leerstandsflächen genutzt werden sollen.  

 
c) Den Vorentwurfsunterlagen liegt keine Analyse für die nach den §§ 30 und 34 BauGB 

bebaubaren Grundstücke vor. Auf S. 30, Abb. 6 ist lediglich ein Ausschnitt einer Karte 
mit den erfassten Baulücken in Töppeln enthalten. Im Rahmen der Behördenbeteiligung 
nach § 4 Abs. 2 BauGB sollte der Begründung eine nachvollziehbare Erfassung der 
Potentialflächen beigelegt werden. Dabei sollten die berücksichtigten Baulücken in ei-
ner Karte kenntlich gemacht werden, wie nach den Eintragungen im o.g. Kartenaus-
schnitt offensichtlich vorgesehen. 
 
Die Ermittlung des Wohnbauflächenneubedarfs geht davon aus, dass nur 20 % der 
nach § 34 BauGB bebaubaren Baulücken bis zum Prognosejahr zur Verfügung stehen. 
Der geringe Anteil sollte vor dem Hintergrund einer vorliegenden überalterten Bevölke-
rungsstruktur nochmals hinterfragt werden: Die Verkaufsbereitschaft von Grundstücken 
steigt in der Regel im Erbfall.  
 
Die Annahme einer nur anteiligen Berücksichtigung der nach § 34 BauGB bebaubaren 
Baugrundstücke kann u.E. dann akzeptiert werden, wenn die nach § 30 BauGB bebau-
baren Grundstücke vollständig als Potentialflächen berücksichtigt werden: Bei Vollzugs-
hindernissen von rechtskräftigen Bebauungsplänen steht ein ausreichendes Instrumen-
tarium zur Verfügung, um diese aufzuheben. Dieses ist vor dem Hintergrund, dass der 
Flächennutzungsplan keine „Eventual- bzw. Reserveplanung“ darstellt, zu nutzen, be-
vor weitere Bebauungspläne aufgestellt werden. Die Aussage in der Begründung, S. 31, 
die Bebauungsplan-Potentiale ständen zum Teil nicht zur Verfügung, ist vor diesem 
Hintergrund unklar. 
 

d) Die in der Begründung, S. 29, Tabelle 10 enthaltenen Angaben zum Wohnungsbestand 
und zur Haushaltsgröße sind nur bedingt nachvollziehbar und sollten nochmals über-
prüft werden. Bei Fortschreibung des im Jahr 2011 erfassten Wohnungsbestands müss-
ten im Gemeindegebiet nach den enthaltenen Angaben zur Bautätigkeit und der Ab-
gänge im Jahr 2022 insgesamt 1848 (und nicht 1866) Wohnungen bestehen.  
 
Unabhängig davon wären die Angaben zum Wohnungsbestand im Geschosswoh-
nungsbau und zum Leerstand im Basisjahr (2022) in der Tabelle 10 zu ergänzen. 
 
Nach der in der Tabelle 10 enthaltenen Angabe zur Haushaltsgröße im Jahr 2022 soll 
die Haushaltsgröße in nur zehn Jahren von 2,4 auf 1,98 gesunken sein. Diese starke 
Verkleinerung der Haushaltsgröße ist auch vor dem Hintergrund der Annahme, dass für 
das Prognosejahr 2040 im Szenario 1 eine Haushaltsgröße von 2,01 angegeben wurde, 
wenig plausibel. Es sollte nachvollziehbar unter Berücksichtigung des im Basisjahr be-
stehenden Leerstandes dargelegt werden, wie die Haushaltsgröße im Basisjahr ermit-
telt wurde. 
 

e) In der Begründung, S. 31 wird ausgesagt, in der Prognose zur Ermittlung des Woh-
nungs- und Wohnbauflächenneubedarfs auf Grundlage der Fortschreibung der Bautä-
tigkeit sei der zusätzliche Bedarf an Wohnbaufläche, der bei einem verminderten Fort-
zug in Plangebiete benachbarter Kommunen entstehen würde, unberücksichtigt geblie-
ben; es sei aber erklärtes Ziel der Gemeinde, auch für diesen Personenkreis Bauflächen 
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bereitzustellen. Dies suggeriert, „eigentlich“ müssten zum Ausgleich der Wanderungs-
bewegungen noch ein Zusatzangebot an Baugrundstücken geschaffen werden. 
 
Die nicht nachvollziehbaren Aussagen sollten gestrichen werden: Die in der Vergan-
genheit aus Kraftsdorf abgewanderte Personengruppe kann grundsätzlich keinen Be-
darf an Wohnungen in der Gemeinde Kraftsdorf auslösen. Da die Wohnbauflächenbe-
darfsermittlung hier durch eine einfache Fortschreibung der Bautätigkeit ohne Berück-
sichtigung des prognostizierten Einwohnerrückgangs ab dem Basisjahr erfolgte (vgl. 
Begründung, S. 31), geht diese bereits von einem ausgeglichenen Wanderungssaldo 
ab dem Basisjahr aus. Die Annahme eines nochmaligen Zusatzbedarfs zum Ausgleich 
des Wanderungssaldos würde somit einen offensichtlichen methodischen Ermittlungs-
mangel nach § 2 Abs. 3 BauGB darstellen. 
 

f) Allgemein wird darauf hingewiesen, dass als Basisjahr möglichst der Zeitpunkt des Jah-
res, in dem der Flächennutzungsplan festgestellt wird, gewählt werden sollte (vgl. hierzu 
Anforderung nach § 214 Abs. 3 Satz 1 BauGB). Hier wurde das Jahr 2022 als Basisjahr 
angegeben. Im Rahmen der Entwurfserarbeitung sollte die Angabe zum Basisjahr ak-
tualisiert werden. 

 
Zusammenfassend liegt ein Überarbeitungsbedarf der Ermittlung des Wohnungsbedarfs 
und des Wohnbauflächenneubedarfs vor. Grundsätzlich kann die Gemeinde Kraftsdorf 
keine neuen Wohnbauflächen zu Lasten der benachbarten Gemeinden ausweisen und ins-
besondere das Ziel verfolgen, Zuzüge aus dem angrenzenden Oberzentrum Stadt Gera 
oder dem angrenzenden teilfunktionalen Mittelzentrum Hermsdorf – Bas Klosterlausnitz zu 
eruieren. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass in dem wirksamen Flä-
chennutzungsplan der Stadt Gera und in dem Entwurf zum gemeinsamen Flächennut-
zungsplan der Stadt Hermsdorf / Gemeinde Bad Klosterlausnitz deutlich weniger neue 
Wohnbauflächen je Haushalt im Prognosejahr ausgewiesen wurde, obwohl die Städte und 
Gemeinden eine zentrale Funktion aufweisen (vgl. hierzu auch Anlage 1 dieser Stellung-
nahme). 
 
 
Grundsätzlich unterliegen Wohnbauflächendarstellungen, die abwägungsbeachtlichen Be-
langen entgegenstehen, einer größeren Rechtfertigung hinsichtlich der Bedarfsgerechtig-
keit. Die nach dem Vorentwurf des Flächennutzungsplans beabsichtigten Bauflächenneu-
ausweisungen werden diesbezüglich in Pkt. 2 im Einzelnen beurteilt. 
 

2. Zur Darstellung der Wohnbauflächen 
 
Vor dem Hintergrund, dass für die neu ausgewiesenen 6,7 ha umfangreichen Wohnbauflä-
chen kein fehlerfreier Nachweis zur Bedarfsgerechtigkeit im Sinne von § 5 Abs. 1 BauGB 
vorliegt, wonach die Gemeinde im Flächennutzungsplan nur Bauflächen nach den voraus-
sehbaren Bedürfnissen der Gemeinde darstellen soll und insbesondere keine (die Grund-
züge der Bodennutzung berührende) Reserve- oder Eventualflächen vorgehalten werden 
dürfen, sind insbesondere die neuen Bauflächen, die den abwägungsbeachtlichen Belan-
gen, z.B. dem nach § 1a Abs. 2 BauGB verlangten Vorrangs der Innenentwicklung entge-
genstehen4, kritisch zu hinterfragen.  

                                                
4  Dies betrifft insbesondere (1) die nicht siedlungsstrukturell vorgeprägten Standorte, die den Belangen der Innen-

entwicklung, des Bodenschutzes (§ 1a Abs. 2 BauGB) und Landschaftsbildes (§ 1a Abs. 3 BauGB) entgegenste-
hen, (2) die Standorte mit hoher (angrenzender) ökologischen Ausstattung, die dem Vermeidungsgebot (§ 1a 
Abs. 3 BauGB) und den Umweltbelangen (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB) entgegenstehen, sowie (3) Standorte mit einer 
Immissionsbelastung (vgl. § 50 BImSchG) und mit wasser- und naturschutzrechtlichen Bedeutung.  
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Die in der Begründung, Pkt. 5.2.1 S. 34 bis 38 aufgeführten neuen Wohnbauflächenaus-
weisungen werden aus städtebaulich-planungsrechtlicher Sicht wie folgt bewertet: 
 
a) Die beabsichtigten Neuausweisungen der Flächen W 1 „Schulberg“ (Oberndorf) und 

W 5 „Rüdersdorf Süd“ (Rüdersdorf) sind bereits siedlungsstrukturell geprägt und in 
städtebaulicher Hinsicht gut für eine Wohnbauflächenentwicklung geeignet. 
 

b) Die beabsichtigten Neuausweisungen der Flächen W 4 „Erlbach“ (Niederndorf) und W 6 
„Die Selige“ (Töppeln) eignen sich im Hinblick auf die bereits vorhandene verkehrssei-

tige Erschließung grundsätzlich ebenfalls für eine Wohnbauflächenentwicklung. 
 

c) Die beabsichtigte Neuausweisung der Fläche W 3 „Goldborn“ (Kraftsdorf“) ist städte-

baulich weniger geeignet. Die Fläche liegt im Hangbereich zwischen der Ortslage und 
der Bahnlinie. Die geplante Errichtung von zwei Wohngebäuden in zweiter Baureihe 
hinter der straßenbegleitenden Haus- und Hofbebauung, die in der näheren Umgebung 
kein Vorbild hat, erscheint eher wie eine „Gefälligkeitsplanung“ zugunsten des Grund-
stückseigentümers. 
 

d) Die geplante Wohnbaufläche W 2 „Mühlweg“ (Oberndorf) ist im nordwestlichen Teilbe-
reich bereits siedlungsstrukturell vorgeprägt. Die Neuausweisung einer Wohnbaufläche 
im unbebauten südöstlichen Teilbereich ist jedoch zu hinterfragen: Hinsichtlich der be-
stehenden immissionsschutzrechtlichen Konfliktlage zur angrenzenden bebauten Ag-
rarproduktionsfläche unterliegt sie einem erhöhten Rechtfertigungsdruck. Im Hinblick 
auf den nicht nachvollziehbaren Bedarfsnachweis (s. Pkt. 1 oben) sollte die Wohnbau-
fläche W 2 auf den nordwestlichen Teilbereich reduziert werden. 
 

e) Die geplante Wohnbaufläche W 7 „Mühlsdorf-Süd“ (Mühlsdorf) eignet sich grundsätzlich 

für eine Wohnbauflächenneuausweisung. Im Hinblick auf den nicht nachvollziehbaren 
Bedarfsnachweis (s. Pkt. 1 oben) ist sie wegen der Größe der Wohnbaufläche gleich-
wohl auf den Prüfstand zu stellen.  
 

Auf gesamtgemeindlicher Ebene sollte zumindest verdeutlicht werden, dass mit der 
Umwandlung der Kleingartenanlage und der unbebauten Flächen in ein Wohngebiet ein 
Siedlungsabschluss von Mühlsdorf beabsichtigt ist. Der Darstellung der Grünflächen zur 
südlichen, südöstlichen und südwestlichen Eingrünung der Wohnbauflächen kommt 
eine die Grundzüge der Bodennutzung bestreffende Bedeutung zu: Mit der ergänzen-
den Grünflächendarstellung wird verdeutlicht, dass ein Siedlungsabschluss beabsich-
tigt ist. Auf diese Bedeutung der Grünflächendarstellung sollte in der Begründung daher 
ergänzend hingewiesen werden. 

 
 
Zu den Darstellungen der übrigen Wohnbauflächen, die nach Aussage der Begründung, 
S. 34 Bestandsflächen betreffen, werden folgende Hinweise gegeben: 
 
a) Die Darstellung der „Splitterbebauung“ im Bereich „Am Gerberg“ südlich der Ortslage 

von Töppeln als ein Allgemeines Wohngebiet (WA) ist nicht nachvollziehbar. Nach der 
im Jahr 2007 aufgestellten Außenbereichssatzung handelt es sich um eine im Außen-
bereich liegende Bebauung. Die Darstellung des WA-Gebietes sollte herausgenommen 
werden. 
 

b) Die Darstellung des WA-Gebietes im Bereich „Am Kirchsteig“ südlich der Ortslage von 

Töppeln für ein einzelnes Wohnhaus ist zu hinterfragen. Eine Planung in diesem Be-
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reich ist dem TLVwA nicht bekannt. Unabhängig davon ist die Darstellung eines geson-
derten WA-Gebietes, das sich von der nördlich angrenzenden Wohnbaufläche ab-
grenzt, zu hinterfragen. 
 

c) Die Darstellungen der Wohnbauflächen, die nach Aussage der Begründung keine Neu-
ausweisungen betreffen, sind grundsätzlich eng am Bestand auszurichten. Die unbe-
bauten Flächen in dem Bereich „Frankenthaler Straße / Am Heuweg“ südwestlich von 

Töppeln und in dem Bereich „St. Gangloffer Straße“ südwestlich von Kraftsdorf sollten 
aus der Wohnbauflächendarstellung ausgeklammert und entsprechend der angrenzend 
dargestellten freiräumlichen Nutzungsart dargestellt werden. 
 

 
3. Zur Darstellung der gemischten Bauflächen 

 
Vor dem Hintergrund des nicht nachvollziehbaren Wohnungsbedarfsnachweises (s. Pkt. 1 
oben) sind auch die neu geplanten gemischten Bauflächen zu hinterfragen, da diese eben-
falls etwa hälftig für die Unterbringung von Wohngebäuden zur Verfügung stehen. Dabei 
unterliegen die Neuausweisungen, die eine Konfliktlage zu einem zu berücksichtigenden 
Belang auslösen, einer besonderen Rechtfertigung (s.o.). Die in der Begründung, Pkt. 5.2.2, 
S. 38 bis 41 genannten Bauflächen werden diesbezüglich aus städtebaulich-planungsrecht-
licher Sicht wie folgt bewertet: 
 
a) Die Planflächen M 1 „Hinterm Seniorenwohnheim“, M 3 „Tesse in Harpersdorf, M 4 

„Niederndorf-West“ in Niederndorf und M 6 „Pörsdorf“ in Pörsdorf eignen sich wegen 

der siedlungsstrukturellen Vorprägung der Flächen gut für eine entsprechende bauliche 
Entwicklung. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass das Gebiet M 3 in einem 
Wohngebiet mit Nachverdichtungspotential liegt und dass das Gebiet M 1 an ein Wohn-
gebiet angrenzt (s. hierzu unten). 
 

b) Die Planfläche M 2 „Harpersdorf-Südost“ in Harpersdorf würde hingegen eine neue bau-
liche Entwicklung südlich des Erlbaches auf einer (fast) gänzlich unbebauten Fläche 
einleiten und nach dessen Vollzug eine südliche Weiterentwicklung einer Bebauung in 
Richtung Waldrand „provozieren“. Im Hinblick der fehlenden bedarfsseitigen Rechtferti-

gung sollte die Flächenausweisung herausgenommen werden. 
 

c) Die Fläche M 5 „Kaltenborn“ am südwestlichen Ortsausgang von Kaltenborn ist von 

einem zum Teil dichten und hohen Baumbestand geprägt. Aktuell liegt die südliche 
Hofanlage isoliert, sodass sich eine ergänzende Bebauung nach den vorliegenden sied-
lungsstrukturellen Gegebenheiten nicht aufdrängt. Im Hinblick auf die fehlende bedarfs-
seitige Rechtfertigung sollte die Flächenausweisung herausgenommen werden. 

 
Zu den Darstellungen der übrigen gemischten Bauflächen, die nach Aussage der Begrün-
dung, S. 38 Bestandsflächen betreffen, werden folgende Hinweise gegeben: 
 
a) Die Darstellungen der gemischten Bauflächen sind grundsätzlich eng am Bestand aus-

zurichten. Die im Vorentwurf enthaltenen Bauflächendarstellungen wurden demgegen-
über „großzügig“ unter Einbezug baulich nicht geprägter Gartenflächen abgegrenzt (vgl. 
z.B. nördliche und südliche Abgrenzung der gemischten Bauflächen in Mühlsdorf, süd-
liche Abgrenzung der gemischten Bauflächen in den Bereichen „Erlbach“ im Süden von 
Töppeln, „Westlich der Klosterlausnitzer Straße“ im Norden von Oberndorf sowie „süd-

östlicher Ortsrand“ von Oberndorf). Entsprechende Bauflächendarstellungen wären als 
Neuausweisungen zu werten und müssten im Hinblick auf die fehlende bedarfsseitige 
Rechtfertigung beanstandet werden. Vor diesem Hintergrund sollten die Darstellungen 
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der gemischten Bauflächen im Rahmen der Entwurfserarbeitung nochmals überprüft 
und überarbeitet werden. 

 
b) Bei vielen der dargestellten gemischten Bauflächen handelt es sich im Bestand um 

Wohnbauflächen (vgl. z.B. Bereiche „Schulstraße / Grüner Weg“ und „Straße der Re-

publik“ in Töppeln, Bereiche „Tesse“ und „Westlich Seniorenheim“ in Harpersdorf, Be-
reiche „Westlicher Ortsausgang“, „Nordwestlicher Ortsrand“ und „Westlich der Kloster-

lausnitzer Straße“ in Oberndorf, Bereiche „Südlich der Kindertagesstätte“ und „Östlicher 

Ortsausgang“ in Niederndorf sowie Bereich „Östliche und südliche Ortslage“ in Pörs-
dorf). Die Entwicklung dieser ausschließlich bzw. überwiegend wohngenutzten Berei-
che zu einer gemischten Nutzung ist unrealistisch. In den o.g. Bereichen bestehen keine 
Potentialflächen, die zur Aufnahme einer gewerblichen bzw. landwirtschaftlichen Nut-
zung in gebietsprägender Größenordnung geeignet wären. Insbesondere kommt keine 
Entwicklung von dörflichen Wohngebieten im Sinne von § 5a BauNVO in den o.g. Be-
reichen in Betracht, da keine das Gebiet prägende land- oder forstwirtschaftlichen Ne-
benerwerbsstellen bestehen und sich insofern die in § 5a Abs. 1 BauNVO geregelte 
Zweckbestimmung von dörflichen Wohngebieten nicht erfüllen lässt. Vor diesem Hin-
tergrund wird eine Überprüfung der Darstellungen der gemischten Bauflächen in sämt-
lichen Ortsteilen empfohlen. 
 
Dabei sollte im Rahmen der Entwurfserarbeitung berücksichtigt werden, dass die vor-
handenen Gebiete, die durch bestehende Haus- und Hofanlagen geprägt sind, auch bei 
Aufgabe der ehemaligen landwirtschaftlichen Nutzungen und vorherrschender Wohn-
nutzung durchaus als gemischte Bauflächen dargestellt werden können. Im Bestand 
liegen keine faktischen Wohngebiete im Sinne von § 34 Abs. 2 BauGB vor. Vielmehr 
sind die Gebiete als „Gemengelage“ im Sinne von § 34 Abs. 1 BauGB zu werten (vgl. 
Bayerischer VGH, Urteil vom 19.09.2007 – 25 B 05.1076 und VGH Baden-Württem-
berg, Urteil vom 17.04.2013 – 5 S 3140/11). Grundsätzlich besteht hier die Möglichkeit, 
Mischgebiete in den durch ehemalige Hofanlagen geprägten Bereichen zu entwickeln, 
da in den Scheunen- und Stallgebäuden ein Entwicklungspotential zur Aufnahme für 
eine gewerbliche Nutzung gegeben ist. 
 
Die in der Begründung, S. 38 f. pauschal dargelegte Möglichkeit, aus den gemischten 
Bauflächen könnten auch Dorfgebiete und dörfliche Wohngebiete entwickeln werden, 
ist allerdings im Regelfall auf die Bereiche beschränkt, in denen in der näheren Umge-
bung gebietsprägende landwirtschaftliche Haupt- oder Nebenerwerbsbetriebe vorhan-
den sind.5 Die Annahme, eine zukünftige Neuansiedlung entsprechender Landwirt-
schaftsbetriebe sei zu erwarten, kann auf Bebauungsplan-Ebene allenfalls im begrün-
deten Einzelfall getroffen werden. Die o.g. allgemeinen Aussagen der Begründung zur 
Entwicklungsmöglichkeit von Dorfgebieten, dörflichen Wohngebieten und Mischgebie-
ten aus den dargestellten gemischten Bauflächen nach § 8 Abs. 2 BauGB sollten inso-
fern konkretisiert werden. 

 
 

4. Zur Darstellung der gewerblich nutzbaren Bauflächen 
 
a) Im Flächennutzungsplan ist die Art der Bodennutzung gemäß § 5 Abs. 1 BauGB nach 

den voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde darzustellen. Diese Anforderung an 
die bedarfsgerechte Neuausweisung betrifft auch die gewerbliche Entwicklung der Ge-
meinde. Die Gemeinde Kraftsdorf hat in der Vergangenheit große gewerblich nutzbare 

                                                
5  Nach Aussage der Begründung, S. 54 existieren insgesamt 28 Betriebe der Landwirtschaft in der Gemeinde 

Kraftsdorf. 
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Bauflächen an der Autobahnabfahrt Rüdersdorf in einem Umfang von ca. 44 ha ausge-
wiesen.6 Der am südwestlichen Ortsausgang von Rüdersdorf gelegene Betriebsstand-
ort „Karl Verpackungen“ umfasst darüber hinaus 0,83 ha. Für eine Gemeinde, die aktu-
ell ca. 3.650 Einwohner aufweist und der keine zentralörtliche Funktion zugewiesen 
wurde, erfolgten damit Neuausweisungen, die bereits erheblich über den gemeindlichen 
Eigenbedarf hinausgingen. 
 
Vor diesem Hintergrund ist die nach dem Vorentwurf geplante erneute Neuausweisung 
der gewerblichen Bauflächen G1 „An den Pechgelängen“ westlich von Oberndorf (ca. 
14 ha) und G 2 „Rüdersdorf-Ost“ östlich von Rüdersdorf (ca. 4,47 ha) mit einem Ge-
samtumfang von 18,47 ha nicht nachvollziehbar. In der Begründung S. 42 f. werden 
die Neuausweisungen damit gerechtfertigt, dass mit Ausnahme des Standortes „Ge-

werbegebiet Pörsdorf Nord-West“ gegenwertig weder Flächen noch Hallen im größe-

ren Umfang für eine gewerbliche Nutzung zur Verfügung ständen. Um der bestehenden 
Nachfrage nach gewerblichen Bauflächen entsprechen zu können, erfolge die Neuaus-
weisung der beiden o.g. Ergänzungsflächen. Dabei solle die Fläche G 2 vorrangig den 
örtlichen Bedarf decken und die Fläche G 1 soll „verkehrsaffinen gewerblichen Nutzun-

gen vorbehalten werden“. Diese Rechtfertigung der Neuausweisungen der Flächen G 1 
und G 2 ist aus folgenden Gründen nicht nachvollziehbar: 
 
• Bei einem Vorliegen von gewerblichen Bauflächen im erheblichen Ausmaß kann 

eine fortwährende Neuausweisung grundsätzlich nicht allein damit gerechtfertigt 
werden, die gewerblichen Bauflächen, für die in der Vergangenheit Baurecht ge-
schaffen worden ist, seien bereits „vollgelaufen“, die Neuausweisungen sollten die 
bestehende Nachfrage nach gewerblichen Bauflächen decken. Dies gilt für eine 
Gemeinde ohne zentralörtliche Funktion im besonderen Maße.  
 
In der Gemeinde Kraftdorf bestehen ca. 123 m² gewerbliche Baufläche pro Einwoh-
ner; bezogen auf die Einwohner im erwerbsfähigen Alter fällt die Quote noch we-
sentlich höher aus. Eine bedarfsgerechte Neuausweisung entsprechend den nach 
§ 5 Abs. 1 BauGB geltenden Anforderungen lässt sich im Hinblick auf die vergan-
genen erheblichen Neuausweisungen nur dann begründen, wenn für das örtlich 
ansässige Gewerbe bis zum Prognosejahr 2040 ein Zusatzbedarf wegen konkreten 
bis zum Prognosejahr zu erwartenden Verlagerungs- bzw. Erweiterungsabsichten 
vorliegt. 
 
Die neu ausgewiesenen gewerblichen Bauflächen können insbesondere nicht da-
nach differenziert werden, dass nur ein Anteil der Flächen vorrangig den örtlichen 
Bedarf decken soll. Da es in der Gemeinde Kraftsdorf, der keine zentralörtliche 
Funktion zugewiesen wurde, nur auf die Deckung des Eigenbedarfs ankommt, ist 
die Differenzierung der gewerblichen Baufläche G 1 zur vorrangigen Deckung des 
örtlichen Bedarfs und der gewerblichen Baufläche G 2 als verkehrsgünstig gele-
gene Angebotsfläche, um einem weiteren Neuansiedlungsinteresses zu entspre-
chen, unklar. Die o.g. Begründungsaussagen verdeutlichen vielmehr, dass Drei-
viertel der neu ausgewiesenen „Planungsflächen“ offensichtlich nicht von einem 

örtlichen Bedarf getragen sind. 
                                                
6  Die Ausweisungen betreffen den Gewerbestandort „Am Rüdersdorfer Weg“ nördlich der Autobahn (ca. 20 ha) 

und den Gewerbestandort „Pörsdorf Nord-West“ südlich der Autobahn (ca. 24 ha). In der Begründung, S. 43, 
Tabelle 15 wird von dargestellten gewerblichen Bestandsflächen in einem Umfang von insgesamt 33,2 ha (ein-
schließlich 0,83 ha am Standort „Karl-Verpackungen“) ausgegangen. Unter Berücksichtigung der in den Bebau-
ungsplänen „Pörsdorf Nordwest“, 2. Änderung und „Pörsdorf Süd“ festgesetzten Sondergebiete „für verkehrsaf-
fine gewerbliche Nutzungen“, die im Rahmen einer Bedarfsbetrachtung zu berücksichtigen sind, wurden ca. 44 ha 
gewerblich nutzbare Bauflächen an der Autobahnabfahrt Rüdersdorf nach 1990 neu ausgewiesen.  
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• Die Aussage, mit Ausnahme des Standortes „Pörsdorf Nord-West“ ständen keine 

Flächen im größeren Umfang zur Verfügung, kann unabhängig davon nicht bestä-
tigt werden. In der Potentialanalyse dürfen die unbebauten Flächen in den festge-
setzten Sondergebieten „Pörsdorf Nordwest“ und „Pörsdorf Süd“ nicht außer Acht 
gelassen werden. Unter Berücksichtigung dieser Gebiete liegen am Gewerbe-
standort „Pörsdorf“ noch erhebliche Potentialflächen für eine gewerbliche Nutzung 
vor. 
 

• Unabhängig davon ist festzustellen, dass der gesamte Gewerbestandort „Am Rü-

dersdorfer Weg“ nördlich der Autobahn und ein nicht unerheblicher Anteil des Ge-
werbestandortes „Pörsdorf“ von einer Solarnutzung belegt sind. Die rechtskräftigen 
Bebauungspläne setzen allerdings keine Sondergebiete mit entsprechender 
Zweckbestimmung zugunsten der PV-Nutzung, sondern Gewerbegebiete fest, in 
denen Gewerbebetriebe aller Art zulässig sind. Entsprechend erfolgt im Flächen-
nutzungsplan die Darstellung von gewerblichen Bauflächen. Die Gemeinde Krafts-
dorf hat seinerzeit ihr gemeindliches Einvernehmen zu den PV-Vorhaben nach § 36 
BauGB erteilt, obwohl sie die Möglichkeit gehabt hätte, die sehr verkehrsgünstig an 
der Autobahnabfahrt gelegenen Gewerbegebiete zur Ansiedlung von Gewerbebe-
trieben aller Art zu sichern. Vor diesem Hintergrund erschließt es sich nicht, warum 
nun erneut eine Bedarfslage für weitere Flächenausweisungen vorliegen soll.  
 

Unabhängig davon stehen die gewerblichen Bauflächen im Planungshorizont des 
Flächennutzungsplans für eine Ansiedlung von Gewerbebetrieben auch deswegen 
zur Verfügung, da zu erwarten ist, dass die Dauer der ca. 2010 aufgenommenen 
PV-Nutzung bis zum Prognosejahr 2040 auslaufen wird.  

 
Zusammenfassend wird davon ausgegangen, dass die beabsichtigte Neuausweisung 
der gewerblichen Bauflächen G 1 und G 2 in einem Umfang von 18,47 ha vor dem 
Hintergrund, dass gewerblich nutzbare Flächen bereits in einem erheblichen Umfang 
ausgewiesen wurden und dass ein hoher Anteil der Neuausweisungen bis zum Prog-
nosejahr (wieder) als Potentialflächen verfügbar ist, nicht bedarfsgerecht sind. 
 

b) Die geplanten Neuausweisungen G 1 und G 2 werden aus städtebaulicher Sicht im 
Einzelnen wie folgt beurteilt: 
 
• Die ca. 4,47 ha umfassende Fläche G 2 ist durch die nördlich angrenzende bebaute 

Fläche der Rüdersdorfer Agrargenossenschaft und durch die südliche Autobahn 
bzw. östliche Autobahnabfahrt bereits erheblich vorbelastet. Auch durch die ver-
kehrsgünstige Anbindung eignet sich die Fläche grundsätzlich für eine gewerbliche 
Nutzung. Allerdings liegt eine Konfliktlage zur südlich angrenzenden Streusiedlung 
vor. Bereits im Rahmen des Flächennutzungsplans sollte aufgezeigt werden, wie 
dem Konflikt begegnet werden kann, da hier aus gesamtgemeindlicher Perspektive 
zu berücksichtigen ist, dass angrenzend an die bereits durch die Autobahn und 
Autobahnabfahrt beeinträchtigte Streusiedlung nicht die geplante gewerbliche Bau-
fläche G 2, sondern auch das geplante Sondergebiet „PV-Freiflächennutzung“ ge-
plant ist. Zu prüfen wäre z.B. die ergänzende Darstellung einer Grünfläche zur Kon-
fliktminderung. 
 

• Die ca. 14 ha umfassende Fläche G 1 nordwestlich des Ortsteils Oberndorf ist zwar 
ebenfalls durch die Autobahn A 4 und Autobahnabfahrt Hermsdorf-Ost bereits vor-
belastet. Unter Berücksichtigung der angrenzenden vorhandenen und rechtswirk-
sam ausgewiesenen Gewerbe- und Industriegebiete im angrenzenden Stadtgebiet 
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Hermsdorf, der Autobahnmeisterei Hermsdorf und der Betriebsflächen der Holzver-
arbeitungsfirma Albert Sachse würde allerdings entlang der A 4 ein durchgehendes 
Siedlungsband vom Autobahnkreuz A 4 / A 9 im Westen bis zur Klosterlausnitzer 
Straße entstehen, was wegen der Zersiedlung der Landschaft und Landschaftsbild-
beeinträchtigung (§ 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) abträglich für eine geordnete städtebau-
liche Entwicklung ist. Im Hinblick auf den fehlenden Bedarfsnachweis (s. unter 
Pkt. 4 a oben), sollte von einer Neuausweisung der Fläche G 1 abgesehen werden. 

 
c) Die Darstellung des Sondergebietes „verkehrsaffine gewerbliche Nutzungen“ im Be-

reich „Pörsdorf Süd“ löst einen erheblichen Konflikt zur westlich angrenzenden Wohn-
nutzung aus. Aus gesamtgemeindlicher Sicht sollte aufgezeigt werden, wie die Konflikt-
lage zu bewältigen ist. Diesbezüglich reicht es nicht aus, die Hausgärten der Einfamili-
enhausbebauung als private Grünflächen darzustellen. Im Bebauungsplan „Pörsdorf 
Süd“ wurde am östlichen Geltungsbereichsrand westlich an die o.g. Hausgärten an-

grenzend eine Grünfläche zur Errichtung eines Lärmschutzwalls festgesetzt. Die Vor-
kehrung sollte im Flächennutzungsplan durch Erweiterung der Grünflächendarstellung 
in westliche Richtung (i.V.m. der Darstellung einer linearen Lärmschutzmaßnahme 
durch die sinngemäße Verwendung des Planzeichens Nr. 15.6 der PlanZV-Anlage) er-
gänzend dargestellt werden. 
 

d) Da die Bodennutzung im Flächennutzungsplan nach § 5 Abs. 1 BauGB nur in den 
Grundzügen darzustellen ist, sollte die gewerblich nutzbare Fläche am Gewerbestand-
ort „Pörsdorf“ insgesamt als gewerbliche Baufläche (für verkehrsaffine gewerbliche Nut-
zungen / GE-Gebiet) dargestellt werden. Die in den Bebauungsplänen „Pörsdorf Nord-
west“, 2. Änderung und „Pörsdorf Süd“ enthaltenen Festsetzungen von Sondergebieten 
für verkehrsaffine gewerbliche Nutzungen lässt sich aus einer entsprechenden gewerb-
lichen Baufläche entwickeln. Die Festsetzung der Sondergebiete „verkehrsaffine ge-

werbliche Nutzungen“ erfolgte seinerzeit aus Gründen der fehlenden Ermächtigungs-

grundlage für eine Emissionskontingentierung für Gewerbegebiete. Diese planerische 
Motivation hat keine gesamtgemeindliche Bedeutung und berührt die Grundzüge der 
Bodennutzung insofern nicht im Sinne von § 5 Abs. 1 BauGB. 
 

 
5. Zur Darstellung der Sondergebiete „Photovoltaik-Freiflächenanlagen“ 

 
Vor dem Hintergrund des § 2 EEG, wonach die Nutzung erneuerbarer Energien im überra-
genden öffentlichen Interesse liegt und der öffentlichen Sicherheit dient und die erneuerba-
ren Energien als vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführenden Schutzgüterabwägun-
gen eingebracht werden sollen, ist zu prüfen, ob im Gemeindegebiet Flächen für eine Pho-
tovoltaik-Freiflächennutzung zur Verfügung gestellt werden können. Der Flächennutzungs-
plan, dessen Aufgabe es ist, die bauliche und sonstige Nutzung vorzubereiten und zu leiten 
(§ 1 Abs. 1 BauGB), ist das geeignete Planungsinstrument, die nach städtebaulichen Ge-
sichtspunkten bestgeeigneten Flächen zu identifizieren und darzustellen. 
 
Dabei verlangt das Abwägungsgebot einen gerechten Ausgleich aller betroffenen Belange 
und Interessen (§ 1 Abs. 7 BauGB). Dies umfasst auch eine Prüfung und Bewertung mög-
licher Alternativstandorte innerhalb des Gemeindegebiets, wobei Kriterien aus verschiede-
nen Bereichen zu berücksichtigen sind (Städtebau, Raumordnung, Energieversorgung, Na-
turschutz, Landwirtschaft, Förderung etc.). Im Ergebnis ist die Frage zu beantworten, an 
welchen Standorten sich eine PV-Nutzung am besten und (umwelt-)verträglichsten umset-
zen lässt. Eine nachvollziehbare Abwägungsentscheidung kann nur aus der gesamtge-
meindlichen Perspektive getroffen werden. 
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Der Flächennutzungsplan-Vorentwurf der Gemeinde Kraftsdorf enthält Neuausweisungen 
von entsprechenden Sondergebieten in einem Umfang von insgesamt 328 ha: Einerseits 
ist eine insgesamt ca. 278 ha umfassende PV-Freiflächennutzung nördlich und südlich der 
A 4 in einem Abstand von 200 m zur Autobahn beabsichtigt. Andererseits soll ein ca. 50 ha 
großes Sondergebiet Photovoltaik-Freiflächenanlage östlich des Waldgebiets „Tesse“ neu 

ausgewiesen werden. Dabei erfolgt eine Doppeldarstellung als Sondergebiet „Photovoltaik-
Freiflächenanlage“ als „Primärnutzung“ und als Fläche für die Landwirtschaft. 
 
Aus städtebaulicher Sicht werden die Flächendarstellungen wie folgt beurteilt. 
 
a) Die autobahnbegleitende Darstellung der Sondergebiete „PV-Freiflächennutzung“ wird 

grundsätzlich aus städtebaulicher Sicht begrüßt: Es ist nachvollziehbar, eine PV-Nut-
zung in den durch die Autobahn ohnehin erheblich vorbelasteten Flächen vorzusehen. 
Die Privilegierung der Nutzung solarer Strahlungsenergie auf einer Fläche längs von 
Autobahnen im Abstand von 200 m nach § 35 Abs. 1 Nr. 8 b) aa) BauGB verdeutlicht, 
dass es sich aus Sicht des Gesetzgebers um grundsätzlich gut geeignete Flächen han-
delt. Bei den nördlich der A 4 gelegenen Flächen können die in Südausrichtung instal-
lierten Module zur Fahrbahn geneigt werden, wodurch sich entsprechende negative 
Auswirkungen auf das Landschaftsbild verringern lassen. Ggf. lässt sich die PV-Flä-
chennutzung nördlich und südlich der Autobahn in der Nähe von Siedlungsbereichen 
auch mit einem Schallschutz vor dem Verkehrslärm der Autobahn kombinieren. 
 
Die autobahnbegleitende Darstellung der o.g. Sondergebiete muss vor diesem Hinter-
grund grundsätzlich nicht durch eine umfassende gesamtgemeindliche Standortalter-
nativenprüfung gerechtfertigt werden. Allerdings sollte die im Vorentwurf recht pau-
schale Darstellung nochmals auf konkret entgegenstehende Belange konkretisiert wer-
den. Insbesondere sind die innerhalb der Vorranggebiete FS-29 und LB-32 liegenden 
Teilflächen aus der Bauflächendarstellung herauszunehmen (vgl. hierzu Anlage 1 die-
ser Stellungnahme).  
 
Zudem sollte die Flächenneuausweisung im Bereich der westlich der Autobahnabfahrt 
Rüdersdorf bestehenden Streusiedlung geprüft werden. Diese ohnehin im Einwirkungs-
bereich der Autobahn liegende Siedlung wäre bei Realisierung der PV-Freiflächenan-
lage und der geplanten gewerblichen Baufläche G 2 fast vollständig von konflikterzeu-
genden baulichen Nutzungen umgeben (vgl. hierzu Hinweis unter Pkt. 4 b oben).  
 
Des Weiteren wäre zu prüfen, inwieweit die Ausweisung hinsichtlich des Flächenum-
fangs und der Bedeutung der anstehenden Böden für die landwirtschaftliche Nutzung 
mit den nach § 1 Abs. 6 Nr. 8 b) und § 1a Abs. 2 BauGB zu berücksichtigenden Belan-
gen vereinbar ist. Eine entsprechende Abstimmung mit der zuständigen Landwirt-
schaftsbehörde (TLLLR) insbesondere zu den im Umweltbericht, S. 73 bis 77 und 93 
enthaltenen Aussagen zur Bedeutung der Böden für die Landwirtschaft wird empfohlen. 
Ob weitere verkehrs-, naturschutz- bzw. wasserrechtliche Belange entgegenstehen, 
wäre mit den entsprechenden Fachplanungsträgern zu klären.7 
 

b) Das östlich des Waldgebiets „Tesse“ geplante Sondergebiet „Photovoltaik-Freiflächen-
anlage“ steht zu berücksichtigenden abwägungsbeachtlichen Belangen offensichtlich 
entgegen. Dabei werden insbesondere die Belange der Naherholung § 1 Abs. 6 Nr. 3 

                                                
7  Hinsichtlich der verkehrsrechtlichen Belange wird ergänzend auf die Änderung des Bundesfernstraßengesetzes 

hingewiesen, wonach das Anbauverbot längs der Bundesautobahnen nicht mehr für Anlagen zur Erzeugung von 
Strom aus solarer Strahlungsenergie gilt (vgl. § 9 Abs. 2c FStrG in der Fassung vom 22.12.2023). 
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BauGB, des Landschaftsbildes (§ 1 Abs. 6 Nr. 5 und § 1a Abs. 3 BauGB) und der Land-
wirtschaft (§ 1 Abs. 8 b) und § 1a Abs. 2 BauGB) negativ berührt.  
 
Die geplante Neuausweisung des 50 ha großen Sondergebietes soll östlich angrenzend 
an das Naherholungsgebiet „Tesse“ erfolgen. Die PV-Freiflächenanlage, die in Hang-
lage des Sand- und Runnberges errichtet werden soll, wird von den aus den Ortslagen 
Harpersdorf und Kaltenborn zum Waldgebiet „Tesse“ führenden Fußwegen sowie aus 
der Offenlandschaft weit sichtbar sein.  
 
Die technogene Überformung der Landschaft führt zu einer erheblichen Beeinträchti-
gung des reich strukturierten Landschaftsbildes, dem hier aus Gründen des unmittelbar 
angrenzenden Naherholungsgebietes eine hohe Bedeutung zukommt. Dabei ist insbe-
sondere die zersplitterte Flächenkonfiguration im Bereich „Steinbusch“, die sich infolge 
der Aussparung der waldgenutzten Flächen ergibt, mit negativen Folgen verbunden.  
 
Dass die Inanspruchnahme der Fläche für eine PV-Nutzung entgegen dieser Belange 
offensichtlich gerechtfertigt ist, ergibt sich auch vor dem Hintergrund der Abwägungsdi-
rektive des § 2 EEG nicht. Es ist nicht ersichtlich, dass es sich um eine bestgeeignete 
Fläche im Gemeindegebiet handelt, die am wenigsten Konflikte zu den abwägungsbe-
achtlichen Belangen auslöst.8 Dies ergibt sich insbesondere nicht auf Grundlage eines 
gesamtgemeindlichen PV-Konzeptes. Ein entsprechendes Konzept liegt für die Ge-
meinde nicht vor. 
 
Festzustellen ist, das im Gemeindegebiet offensichtlich besser geeignete Flächen vor-
liegen. Im Bereich der nördlich und südlich der Autobahn dargestellten Flächen für 
Windenergie drängt sich eine ergänzende Nutzung der Flächen für eine PV-Freiflächen-
nutzung auf, da sie durch die Autobahn als auch durch die geplanten Windenergiean-
lagen erheblich vorbelastet sind bzw. sein werden. Warum nur eine Teilfläche als Son-
dergebiet „Photovoltaik-Freiflächenanlagen“ dargestellt wird, andernorts östlich des 
Naherholungsgebietes „Tesse“ jedoch naturräumlich geprägte Flächen für die PV-Nut-
zung in Anspruch genommen werden sollen, erschließt sich nicht. 
 
Da mit der Neuausweisung einer PV-Fläche längs der Autobahn zudem bereits eine 
sehr umfangreiche PV-Freiflächennutzung im Gemeindegebiet vorgesehen ist, dürften 
die erneuerbaren Energien in der Abwägungsentscheidung zur Ausweisung einer Zu-
satzfläche zudem kein so starkes Gewicht haben, sodass die Neuausweisung des Son-
dergebietes östlich des Naherholungsgebietes „Tesse“ hinsichtlich der o.g. entgegen-

stehenden Belange schwerlich städtebaulich zu begründen wäre.  
 
Zusammenfassend wird empfohlen, von der Neuausweisung des 50 ha großen Son-
dergebietes „Photovoltaik-Freiflächenanlagen“ östlich des Waldgebietes „Tesse“ abzu-

sehen. Es sollte alternativ geprüft werden, ob die Flächen für Windenergie in Gänze 
ergänzend als Flächen für Photovoltaik-Freiflächenanlagen (im Sinne einer die Wind-
energienutzung ergänzenden Doppelnutzung) dargestellt werden können. Eine ent-
sprechende Darstellung müsste wegen der bestehenden Vorbelastung nicht durch ein 
gesamtgemeindliches PV-Konzept gerechtfertigt werden (s. hierzu unter a) oben).  

                                                
8  Neben den Belangen der Naherholung und des Landschaftsbildes stehen auch die nach § 1 Abs. 6 Nr. 8 a und 

§ 1a Abs. 2 BauGB zu berücksichtigenden Belange der Landwirtschaft der geplanten PV-Nutzung entgegen. Die 
im Umweltbericht, S. 73 bis 77 und 93 enthaltenen Aussagen zur geringen Bedeutung die Böden im Bereich der 
geplanten PV-Fläche für die landwirtschaftliche Nutzung sollten mit der zuständigen Landwirtschaftsbehörde 
(TLLLR) abgestimmt werden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass im Regionalplan im Bereich des geplanten Son-
dergebietes das Vorbehaltsgebiet lb-34 festgelegt ist, dem ein besonderes Gewicht in der Abwägung zukommt 
(vgl. Anlage 1 dieser Stellungnahme).  



Seite 21 von 23 

 

 

6. Zur Berücksichtigung des Landschaftsplans und zum Ausgleichsflächenkonzept 
 
Landschaftspläne sind nach § 11 Abs. 3 BNatSchG und § 1 Abs. 6 Nr. 7g BauGB bei der 
Aufstellung des Flächennutzungsplans zu berücksichtigen. Im Umweltbericht, Pkt. 6.2.2 er-
folgt eine entsprechende Auseinandersetzung mit dem Landschaftsplan. Da dieser bereits 
23 Jahre alt ist, sei auf eine Abwägung der einzelnen Flächenvorschläge verzichtet worden 
(vgl. Aussage, S. 68). Dies kann grundsätzlich nachvollzogen werden. Die Aussage ist al-
lerdings mit der im Umweltbericht, S. 96 enthaltenen Aussage, die umfangreichen Flächen-
vorschläge aus dem Landschaftsplan zur Sicherung bzw. zur Renaturierung von Gewäs-
sern seien übernommen worden, in Übereinstimmung zu bringen. 
 
Hinsichtlich des nach § 1a Abs. 3 BauGB auch für die Flächennutzungsplanung geltenden 
Berücksichtigungsgebots des Ausgleichs enthalten die Vorentwurfsunterlagen allerdings 
noch keine hinreichenden Informationen. Im Flächennutzungsplan wurden zwar Flächen 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft dargestellt, die nach Aussage der Be-
gründung, Pkt. 5.8 als Ausgleichsflächen herangezogen werden sollen. Diese stellen nach 
Aussage der Begründung, S. 53 und 96 vorrangig Renaturierungsmaßnahmen von verrohr-
ten bzw. strukturarmen Gewässern dar. Flächen für die Landwirtschaft sollen nur in diesen 
Bereichen für Ausgleichsmaßnahmen in Anspruch genommen werden. 
 
Die Öffnung von verrohrten Gewässern erfordert in der Regel ein aufwändiges wasserrecht-
liches Verfahren, infolge dessen sich erhebliche Verzögerungen auf nachfolgender Plan-
ebene ergeben können. Meist werden entsprechende Maßnahmen daher im Rahmen von 
Bebauungsplänen nicht für den Ausgleichsnachweis herangezogen. Es ist zwar richtig, 
dass die Flächenverfügbarkeit der Ausgleichsflächen auf Flächennutzungsplan-Ebene 
noch nicht vorliegen muss, wie in der Begründung, Pkt. 6.3.6 dargelegt. Gleichwohl sollte 
es sich bei dem Ausgleichskonzept, das dem Flächennutzungsplan zu Grunde liegt, nicht 
nur um ein theoretisches Konzept handeln. Vielmehr sollte dem Flächennutzungsplan ein 
praktikabel handhabbares Ausgleichsflächenkonzept zu Grunde liegen, das auch kurz- bis 
mittelfristig vollziehbare Entwicklungsflächen nach § 5 Abs. 2 Nr. 10 BauGB enthält. Zu 
prüfen wäre, ob (im Eigentum der Gemeinde stehende) Teiche bzw. Streuobstwiesen be-
stehen, die durch Entschlammung bzw. Ergänzungspflanzungen und Pflegeschnitte ökolo-
gisch aufgewertet werden können.  
 
Im Rahmen der Entwurfserarbeitung sollte ergänzend grob dargelegt werden, welche Maß-
nahmen bei den im Flächennutzungsplan dargestellten Ausgleichsmaßnahmen beabsich-
tigt sind. Dazu kann entweder ein Beiplan (als Anlage zum Umweltbericht bzw. zur Begrün-
dung) erstellt werden. Alternativ dazu können die Maßnahmenflächen in dem Flächennut-
zungsplan auch nummeriert werden, um in der Begründung in einer (tabellarischen) Über-
sicht Bezug auf die einzelnen Flächendarstellungen nehmen zu können. 
 
Die in der Begründung, S. 57 enthaltene Aussage, die Sondergebiete „Photovoltaik-Freiflä-
chenanlagen“ stellten gegenüber der aktuellen landwirtschaftlichen Nutzung eine nicht aus-
gleichspflichtige Aufwertung dar, kann so nicht gänzlich bestätigt werden. Entsprechendes 
mag ggf. für die geplanten autobahnbegleitenden PV-Flächen zutreffen. Das östlich des 
Naherholungsgebietes „Tesse“ geplante Sondergebiet „Photovoltaik-Freiflächenanlagen“ 

löst hingegen durch die zu erwartende erhebliche Landschaftsbildbeeinträchtigung einen 
Ausgleichsbedarf aus (vgl. hierzu § 1a Abs. 3 BauGB). 
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7. Zu den Darstellungen der Planzeichnung im Übrigen 
 

a) In der Begründung, S. 49 wird dargelegt, dass durch das Gebiet der Gemeinde Krafts-
dorf zahlreiche Wander- und Radwege verlaufen, dass es sich hierbei aber um Wege 
ohne überörtliche Bedeutung handele, infolge dessen diese Wege im Flächennut-
zungsplan nicht dargestellt worden seien. 
 
Diesbezüglich wird darauf hingewiesen, dass im Flächennutzungsplan zur Berücksich-
tigung der Belange der Naherholung (§ 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB) und der Belange zur 
Verkehrsvermeidung (§ 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB) auch die örtlichen Hauptwege, die eine 
gesamtgemeindliche Bedeutung zur Verbindung der Ortsteile untereinander bzw. zur 
Verbindung der Ortsteile mit Naherholungsbereichen dargestellt werden sollten. Hierfür 
steht das Planzeichen Nr. 5.3 der PlanZV Anlage zur Verfügung. Dabei sollte geprüft 
werden, ob ergänzend zur Darstellung der bestehenden Wege auch geplante Wege-
abschnitte zur Verbesserung der Wegevernetzung im Gemeindegebiet ausgewiesen 
werden können. 
 

b) Die Trasse des geplanten Südostlinks ist nach Präzisierung der entsprechenden Fach-
planung konkret nachrichtlich zu übernehmen. 
 

c) Aus der Begründung, S. 52, Tabelle 18 geht hervor, dass in den Ortsteilen Kraftsdorf 
und Rüdersdorf bebaute Bereiche bis zum Prognosejahr nicht an die zentrale Abwas-
serentsorgung angeschlossen werden, sondern dauerhaft dezentral entsorgt werden 
sollen. Soweit entsprechende Bereiche als Bauflächen dargestellt sind, unterliegen sie 
der Kennzeichnungspflicht nach § 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB. Im Rahmen der Entwurfs-
überarbeitung sollte geprüft werden, ob eine ergänzende Kennzeichnung mit Hilfe des 
Planzeichens Nr. 15.1 der PlanZV-Anlage vorzunehmen ist. 
 

d) Nach Aussage der Begründung, S. 48 ist westlich der Ortslage Töppeln eine weitere 
Sportanlage geplant. Es wird darauf hingewiesen, dass die im Flächennutzungsplan 
enthaltene Darstellung (anders als andere Neuausweisungen) nicht als geplante Nut-
zung gekennzeichnet wurde. 

 
 

8. Zur Begründung und zum Umweltbericht im Übrigen 
 
a) Auf S. 29, Mitte ist die Bezugnahme zur vorherigen Tabelle zu korrigieren. Anstelle der 

Tabelle 12 ist die Tabelle 11 gemeint. 
 

b) Die auf S. 45 enthaltene Aussage, eine Darstellung der Sondergebietsfläche „Photovol-

taik-Freiflächenanlagen“ sei zur Verdeutlichung der Planungsabsicht erfolgt, bis zur Auf-
nahme der PV-Nutzung eine landwirtschaftliche Nutzung zu ermöglichen, zudem solle 
die Fläche nach Rückbau der PV-Nutzung wieder einer landwirtschaftlichen Nutzung zur 
Verfügung stehen, sollte überarbeitet werden. Der Flächennutzungsplan enthält viele 
Planflächen, die vor Aufnahme der geplanten Nutzung entsprechend dem Bestand ge-
nutzt werden. Eine Doppeldarstellung der Bestands- und geplanten Nutzung ist gleich-
wohl nicht erforderlich. Dass vor Umsetzung der Planung der Bestand fortbesteht, ist 
selbstverständlich. Soweit keine Sondergebietsdarstellung zugunsten einer Agrar-Pho-
tovoltaiknutzung im Sinne von § 35 Abs. 1 Nr. 9 BauGB dargestellt werden soll, sollte 
auch im Hinblick darauf, dass im Planungshorizont des Flächennutzungsplans nicht be-
reits mit einem Rückbau der bislang noch nicht errichteten PV-Module zu rechnen ist, 
von einer Doppeldarstellung „PV-Nutzung – Fläche für die Landwirtschaft“ abgesehen 
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und ausschließlich ein Sondergebiet „Photovoltaik-Freiflächenanlagen“ dargestellt wer-
den. 

 
c) Die auf S. 45, Tabelle 17 enthaltenen Zusammenfassung der Angaben zur Flächengröße 

für alle im Flächennutzungsplan dargestellten Sondergebiete ist irreführend bzw. nicht 
aussagekräftig, da im vorliegenden Vorentwurf Sondergebiete mit völlig unterschiedli-
chen Zweckbestimmungen ausgewiesen wurden. Die Angaben sollten daher differen-
ziert erfolgen. 

 
d) In der Begründung, S. 51 wird dargelegt, die Darstellung des Vorranggebietes W-6 als 

Fläche für Windenergieanlagen, erfolge ausschließlich aus Gründen der Anpassungs-
pflicht, die Gemeinde weise aber ausdrücklich darauf hin, dass diese Darstellung nicht 
dem kommunalen Planungswillen entspricht. Es bleibt unklar, welche inhaltlichen 
Gründe aus Sicht der Gemeinde gegen die Darstellung der Fläche für Windenergieanla-
gen sprechen oder ob es sich nur um eine pauschale Ablehnung handelt.  

 
Die Flächendarstellung befindet sich nördlich und südlich der Autobahn, die geplante 
Windenergienutzung soll somit in einem verkehrlich erheblich vorbelasteten Bereich er-
folgen. Es dürfte wenig geeignetere Flächen zur Deckung der bundesgesetzlich vorge-
gebenen Flächenbedarfe geben. Vor dem Hintergrund, dass infolge einer Nichtigkeit des 
Sachlichen Teilplans Windkraft 2020 Windkraftanlagen überall im Gemeindegebiet, also 
auch auf den wesentlich schlechter geeigneten Flächen privilegiert zulässig sind, profi-
tiert die Gemeinde letztlich von der regionalplanerischen Steuerung der Windenergie-
nutzung. Daher sollte die o.g. Darlegung in der Begründung überarbeitet werden. 
 

e) Der doppelt aufgeführte letzte Satz auf S. 56 kann gestrichen werden. 
 

f) Die auf S. 58 und 97 abgedruckten Tabelle ist erklärungsbedürftig: Die Angabe der Ge-
samtgröße der eingriffsrelevanten Planungsflächen ist unklar. Die Summe der vorge-
nannten Flächen ergibt 28,75 ha und nicht – wie angegeben – 356,84 ha. 





 

 

Wir fordern deshalb grundsätzlich die Prüfung raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen 
durch die Obere Landesplanungsbehörde (Thüringer Landesverwaltungsamt, Referat 340 – 
Raumordnung, Bauleitplanung). 
 
Für das Schutzgut Boden sind die Ziele des Bodenschutzes zu beachten. Die für die Vorhaben 
notwendigen Bodeninanspruchnahmen sollen sich vorrangig auf nicht schutzwürdige und unemp-
findliche Böden beziehen. Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner na-
türlichen Funktionen sowie seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so weit wie 
möglich vermieden werden. 
  
Von den angrenzenden Landwirtschaftsflächen sind allerdings bei ordnungsgemäßer Bewirt-
schaftung auftretende Störfaktoren nicht auszuschließen. Die umliegenden landwirtschaftlichen 
Betriebe sollen in ihren betrieblichen Aktivitäten durch die heranrückende Bebauung nicht beein-
trächtigt werden. Die Bauwerber sollten zur Vermeidung nachbarschaftlicher Auseinandersetzun-
gen informiert werden, dass auftretende Lärm-, Geruchs- und Staubemissionen sowie Erschütte-
rungen aus der Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen hinzuneh-
men sind, zeitweise auch an Wochenenden, Feiertagen oder in den Abendstunden. Es handelt 
sich hierbei aber nicht um anhaltende Beeinträchtigungen, sondern um typische, im ländlichen 
Raum saisonal kurzzeitig auftretende Emissionen. 
 
Vorhandene Vorrang- und Vorbehaltsgebiete landwirtschaftliche Bodennutzung (Regionalplan 
Ostthüringen, Entwurf, Stand 2018) sind zu erhalten. Diese Gebiete wurden ausgewiesen, um 
eine nachhaltige Entwicklung der Landwirtschaft zu sichern.  
 
Die Zerschneidung von Feldblöcken führt gegebenenfalls zu Beeinträchtigungen der Flächenbe-
wirtschaftung. Die Entstehung von unwirtschaftlich verbleibender Formen und unbrauchbaren 
Rest- und Splitterflächen sind möglichst auszuschließen. 
 
Durch die weitere Flächenbeanspruchung kann es zu Beeinträchtigungen und Veränderungen der 
bestehenden Wegebeziehungen kommen. Die Zuwegung zu den angrenzenden landwirtschaftli-
chen Flächen wird möglicherweise beeinträchtigt. Vorhandene Wege und notwendige Feldauf-
fahrten sind zu erhalten, bzw. nach Verlust durch Absprache mit dem betroffenen Agrarbetrieben 
bedarfsgerecht neu herzustellen. Grundsätzlich sind die Erreichbarkeit der angrenzenden land-
wirtschaftlichen Flächen und deren uneingeschränkte Bewirtschaftung weitestgehend zu gewähr-
leisten. Das Befahren mit den heute üblichen landwirtschaftlichen Großmaschinen und -geräten 
ist uneingeschränkt zu ermöglichen (Siehe Richtlinie für den ländlichen Wegebau (RLW)). Für die 
Bewirtschaftung hat die höhere Technisierung mit breiteren und schwereren Maschinen eine stän-
dig steigende Bedeutung. 
 
Landwirtschaftliche Versorgungsleitungen, Drainagen, Entwässerungsgräben müssen in ihrer 
Funktionsfähigkeit erhalten bleiben bzw. rechtzeitig an die neuen Gegebenheiten angepasst wer-
den. Bestehende Dränanlagen sind zu beachten, bei deren Zerstörung oder Beeinträchtigung ist 
nachweislich der funktionstüchtige Urzustand wiederherzustellen. Vernässungen (können in 
durchwurzeltem Boden zu Luftmangel und Reduktionserscheinungen führen) auf angrenzenden 
Feldflächen sind auszuschließen. 
 
Reliefbedingte Abflussbahnen sind im Plangebiet zu beachten. Diese können bei Starkregen au-
ßerordentliche Erosionsschäden verursachen. 
 
Grenzabstände zu landwirtschaftlichen Flächen sind gemäß Thüringer Nachbarrechtsgesetz 
(ThürNRG) einzuhalten. 
 
Landschaftselemente (Feldgehölze, Baumreihen, Feldraine etc.), die über die EU-Agrarsubven-
tion beantragt wurden unterliegen einem Beseitigungsverbot. 
 
Eine Nutzung landwirtschaftlicher Flächen für Waldmehrung und erneuerbarer Energien (Photo-
voltaikanlagen, Windkraft oder gewerblichen Biogasanlagen) wird aus landwirtschaftlicher Sicht 
















































































